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War dl © Tätigkeit anderer Verwaltungszweige im Krie¬
ge durch Verwaltungsvereinfaohungen und Beschränkungen gekenn¬
zeichnet , so stand di © Arbeit des Hauptwchlfährbsamtes im Zei¬
chen des Ausbaues und der weiteren Entwicklung.

Tm Zuge der Neuregelung der Gesohäftseinteilung
wurde das Zentralfürsorgeamt mit Wirkung vom 15 . September 1940
aufgelöst und dessen VerwaXtungsgesohäfte von der Abteilung VT/2
(E 5 ) übernommen . Damit ging eine weitgehende Verlagerung von
Amtsgeschäften in die erste Verwaltungsstufe einher , was eine
wesentliche Vereinfachung und Beschleunigung des FürsorgeVer¬
fahrens bedeutete . Bisher waren Entscheidungen über die Gewäh¬
rung von laufenden Unterstützungen von einer Zentralstelle ge¬
troffen worden , nunmehr kam die Entscheidungsbefugnis in den
normalen Fällen einer laufenden Unterstützung dem Fürsorgeamt
des Wohnbezirkes zu . Dem Gebots der Hechtssicherung wurde da¬
durch Rechnung getragen , daß in bestimmten Fürsergefallen sowohl
gegen Entscheidungen , des Fürsorgeamte ® als auch gegen Entschei¬
dungen der Abteilung E 5 im Sinne der fürsorgerechtlichen Ver¬
fahrens vor Schriften der Einspruch an den Leiter der Hauptabtei¬
lung offen war . Die Behandlung dieser Einsprüche oblag einem
Berufungsreferat,

Außer bei dem Ausbau einzelner Leistungen der öf¬
fentlichen Fürsorge und der Ausgestaltung des Familienunterhal¬
tes in den ersten Iriegsjähren war auch auf dom Gebiete der
Kriegswohlfahrtspflege (Umsiedlerkreisfürsorge ) eine Arbeits¬
steigerung zu verzeichnen . Es mußte deshalb und wegen der
zahlreichen Eirib «rufungen der Personalst and vergrößert werden.
Die neuelagestellten Arbeitskräfte waren jedoch ungesohult und
kein vollwertiger Ersatz für die bin dahin verwendeten Arbeits¬
kräfte » Im Verlaufe der Kriegsjähre kam es zu einer immer stei¬
genden Zahl von Einberufungen und von Abordnungen in Rüstungs¬
betriebe » Im Verwaltungsjahr 1944 konnte der Abgang an Arbeits¬
kräften nicht mehr durch Ersatzzuteilungen ausgeglichen werden.
Di ® unbesetzten Arbeitsgebiete mußten zusätzlich von dem noch
verbliebenen Personal übernommen werden.
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Biese Arbeitsverraehrung war umso sohwerwlegender,
als die Angestellten der Bezirksfürsorgeämter fast zur Gänze

und die der Zentraläbteilung zu einem großen feil für die für-

sorgerisohe Betreuung der infolge von Fliegerangriffen geschä¬

digten Personen in den Obdachlosen « ammelstellen und Betreuungs¬
stellen herangezogen wurden . Außerdem mußten viele Fürsorgebe-
amte nebenbei Stadtwaehdienst , Bienst in der Heimatflak u . s . w.

versehen . Die immer härter werdenden Einwirkungen des Krieges
auf das Leben das Einzelnen wirkten sich in zahlreichen Er-

Kränkungen und in einer dauernd äbsinkenden Arbeitsleistung aus.

mlJlür ^orgegtellen der Bezirksverwaltung.

Ber Abteilung unterstanden in fachlicher Hinsicht

26 Bazirksfürsargeämter , die zusammen mit den Jugendämtern die
Wohlfahrtsämter bildeten , und 50 Amtsstellen.

Wie bereits erwähnt , brachte der Ausbau der Fürsor-

geleistungen einen bedeutenden Arbeitszuwachs für die Fürsor^

gedienststellen der ersten Eeohtsatufe . Die Durchrechnung aller
Bauerbefürsorgten anläßlich des einheitlichen Aufbaues de » Fttr-

sorgenlohtsatzes und die Einbeziehung weiterer B «völkerungskrei-
e @ in die gehobene Fürsorge sowie die ab 1 . April . 1941 in Kraft

getretene Neuregelung der Wohlfahrtskrankenpflege beanspruchte
höchste Arbeitsdisziplin und vollen Einsatz des Personale.

Baben dem sachlichen Ausbau ging eine wichtige or¬
ganisatorische Umstellung de ® Fürsorgeapparat es der ersten 7er-

waltungsstufe vor sieh . In des . Bestreben , die verschiedenen per¬
sonellen Kräfte , die in der öffentliehen Wohlfahrtspflege tätig
waren , wirksam einzusetzen , hat das Hauptwohlfahrtsamt die Be-
rufsbsamten der Bezirksfür sorg eämter nach dem Grundsatz der Ge¬
biet »Zuständigkeit verwendet . Abweichend von der seit Jahrzehn¬
ten verankerten Einrichtung der Buchst ab enr ef er at e wurden die

Gruppenleiter , Sachbearbeiter und Mitarbeiter für die Betreuung
der Hilfsbedürftigen bestimmter Gebietsteile und Sprengel de®
Amtsbezirkes verantwortlich gemacht.

Gleichzeitig bildete dies # Maßnahme auch den ersten

Sohrift , die Wirksamkeit des in der Wohlfahrtspflege täti¬
gen Ehrenbeamtentums zu steigern . Bi # Verwendung des Berufs-
beamten in eint ® bestimmten örtlichen Gebiet sollte die fach-
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lieh © Anleitung der ehrenast liehen Mitarbeiter erleichtern.
Durch fellnahne der ehrenamtliehen Mitarbeiter an den Sitzun-
gen und Beratungen der Berutsb ®asten wurd ® ein engerer Zusa ®*=
meuhalt bei dar Betreuung der Hilfsbedürftigen eines Sprengel»
hergestellt»

Im Laufe dieser Umstellung wurde grundsätzlich eine
Vergrößerung der einzelnen FürBorgesprengel herbeigeführt , wo-
durch sieh ihre Gesamtzahl verminderte » Dadurch war eine Sich-
tung und Auswahl der bisher eingesetzten ehrenamtlichen Kräfte
nach ihrer Eignung möglich geworden , was sich in der Folge in
ein« 1 Hebung des leistungsniveaus ausdrückte,,

Hatte schon dl ® Schaffung GroiMPien ® im Jahre 1938
den örtlichen Wirkungskreis der Faohaufsicht wesentlich vergrö-
Bert » so bedeutet ® di ® Dezentralisierung und tibernahm ® einer
leih # ran  Arbeiten durch di # Fürsorgeb «hörd ©n der ersten Rechts-
stuf ® eia ® weitere Ausdehnung des sachlichen Arbeitsgebietes.

Im allgemeinen konnte die Fachaufsicht bei ihrer Tä¬
tigkeit feststellen » daß di # Sachbearbeiter an di ® Bewältigung
der ihnen gestellten Aufgaben mit großem Verantwortungsbewußt¬
sein . herantraten « Bort » wo sich fallweis ® in der rechtlichen
und sachlichen Durchführung der erlassenen Vorschriften Mängel,
zeigten » wurden etwaig ® Auslegung ©“ oder Anmendungsfehler ge¬
klärt und richtiggestellt®

Dm eine möglichst einheitlich ® Sozialarbeit für ' das
ganz ® Arbeitsgebiet Wien zu erzielen und dadurch das Gefühl der
Rechtssicherheit zra erhöhen , wurden in besonders schwierigen
Fällen die von den Bezirksfürsorgestellen erlassenen Entschei¬
dungen bevor sie hinausgegeben wurden » in der Abteilung über¬
prüft •

Zur Vermal tungsvereinfaohung wurde durch Minist ©-
rlalerlaß die N&ohprüfung der Hilfsbedürftigkeit im Rahmen der
gehobenen Fürsorge für dl # Dauer des Kriege » beschränkt . Darnach
waren gewisg ® Gruppen von lefürsorgten vollständig oder teil-
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weis © von der periodischen Vorlage des Bezugsbuohee befreit «, Ben
Fürsorgeräten wurde aber zur Pfliebt gemacht , die persönliche
Fühlung mit dem Befürsorgten aufrecht zu erhalten «, Biese Neure-
lung ersparte den Fürsorgeräten tausende von Hausbesuchen jähr-
lieh «,

d ) Dienstbesprechungen.

Besonderes Augenmerk wurde der Steuerung der ersten
Verwaltungsstufe zugewendet . Als ein Mittel dazu erwiesen sich
die regelmäßigen Dienstbesprechungen mit den Fürsorgeamtsleitern «,
In diesen Sitzungen wurden die grundsätzlichen Verfügungen und
Anordnungen - oft noch durch Erfahrungen der Praxis ergänzt ~ an
di ® naehgeordneten Stellen hinausgegeben , wobei die vervieifäl-
tigten Niederschriften einen arbeitssparenden Ersatz für sonst
umständliche Erlässe bildeten«

e ) Identitätsnachweis„

Um eine sichere Gebarung bei der Anweisung oder Aus«
Zahlung von Bargeldunterstützungen und bei der Ausgabe von Sach-
Beihilfen zu erzielen , erschien es unerläßlich , die bisherigen
Bestimmungen , sowie die Grundvorschriften für den Reohnungs - und
Kassendienst durch die Einführung des Identitätsnachweises zu
ergänzen.

Allen mit der Anweisung und der Auszahlung oder Aus¬
gabe von Unterstützungen befaßten Stellen - soweit sie zum Wir«
kungsbereioh des Hauptwohlfahrtsamtes gehörter -- wurde zur Pflicht
gemacht , di ® Identität der Empfangsberechtigten durch Einsicht¬
nahme in Personaldokumente ( polizeiliche Erkennungs - oder son¬
stige mit Lichtbild versehene Aasweiskarten , Geburts - oder Hei¬
ratsurkunde , sowie den Meldeschein ) festzustellen . Bie Einsicht¬
nahme in die vorgewiesenen Dokumente war auf der Unterstützungs¬
anweisung vom Sachbearbeiter zu bestätigen.

Zur Fortbildung des praktisch tätigen Fürsorger®
wurden in die Handbücher «! des Hauptwohlfahrtsamtes und die
Faohbüchereien der Bezirksfürsorgeämter zahlreiche faohwissen-



sohaftliohe W«rlre und Fachzeitschriften eingestellt«

Entsprechend einem besonderen Auftrag des Beiebs-
statthalters wendet « die Hauptabteilung E die in der Fürsorge-
pfliohtverordnnng (I 20) gegen asoziale Elemente vorgesehenen
Maßnahmen in verschärftem Maße an. Für den Begriff des "Asozia¬
len " wurden diesen Weisungen gemäß die Bestimmungen des Punkt
III , ibs *2 s der Richtlinien für die Beurteilung der Erbgesund“
heit (BdErl . des HMdl« vom 18 . Juni 194-0) «ugrundegelegt.

Im Zusammenwirken mit dem Arbeitsamt , den Polizei¬
behörden , dem Hauptgesundheitsamt und dem. Anstaltenamt wurden
die Grundsätze entwickelt , nach denen die Maßnahmen zur Anhal¬
tung Asozialer durshge führt werden sollten,

Personen , die sieh infolge verbrecherischer , staats¬
feindlicher und «juerulant orlieber Neigungen , fortgesetzt mit
der Polizei und anderen Behörden in Konflikt befanden , Bettler,
Hochstapler , Vagabunden, Arbeitsscheue , gewohnheitsmäßige Un¬
terstützung ®*erber , unwirtschaftliche , hemmungslose Personen,
di # ihre Kinder verwahrlosen ließen , unverbesserliche Trinker,
Straßendirnen und .Zuhälter wurden nunmehr syst ernst is eh erfaßt.

^J ^ ani.eatjürisänderungen im Verwaltung ®jahr 1944 *

Im letzten Kriegsjahr mußten sieh die organisato¬
rischen Maßnahmen des Hauptwohlfshrtsamtes immer mehr darauf
beschränken , den Bienstbetrieb nach Eintritt von Fliegersohä-
den aufrechtzuerhalten und die Auszählung , der DaueruntersttitZun¬
gen für PlisgergesohMdigte sioherzustellen . Es war dadurch not¬
wendig geworden , Vereinfachungen auf allen Gebieten der öffent¬
lichen Fürsorge vor Zunahmen.

A«©h innerhalb der allgemeinen Verwaltungsabtei-
lung wurden vereinfachende Maßnahmen vorgenommen® Die in der
Abteilung I 6 eingerichtete Prüfstelle wurde stillgelegt,
ebenso wurde das Berufung ®- und Rechtsreferat aus Gründen der
Verwaltungsvereinfachung und Personaleinsparung aufgelassen.
Di# Erledigung von Berufungsfällen , Führer- und Reichsleiter-
eingäben und der .ihnen gleichgestellten Diensststüoke oblag
jeweils der nach der Geschäfts #inteilung zuständigen Dienst-
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stell © des Bauptwohlfahrtsamtes 0 Me Geschäfte des Reohtsrefe-
rates wurden der Abteilung E 7 Übertragen*

Mit zunehmender Fliegerkämpftätigkeit über der
Stadt wirde die Prag « aktuell » wie im Falle von Pliegersohäden
der Dienstbetrieb ohne wesentliche Benachteiligung der hilfsbe¬
dürftigen Bevölkerung aufrecht erhalten werden könnte « Bereits
im VerwaltungsJahre 1943 wurden Vorarbeiten hiezu eingeleitet«
Jede Dienststelle hatte für den Dienstbetrieb unentbehrliches
Akten ™ und Evidenzmaterial » die hiefür vorhandenen Ersatzmit¬
tel oder die Möglichkeit der Beschaffung solcher durch Ab¬
schriften » Listenanlag « und ihre Sicherstellungsart festzustel¬
len « Für die Aufbewahrung des Sicherstellungsgutes , dessen Un¬
terbringung nach dem Grade seines Wertes für den Dienstbetrieb
und nach seiner Entbehrlichkeit für die tägliche Arbeit erfol¬
gen mußte » wurden möglichst sichere Örtlichkeiten wie z .B . ent¬
legene Amtsstätten ( laab im Walde » Gaaden » Breitenfurth ) » ferner
die Wohnungen bestimmter Beamter » die Zeller der Amtsgebäude
und Ausweichstellen bestimmt«

Der planvollen Sicherung der großen und wertvollen
Lagerbestände des Sachbeihilfenlagers wurde ein besonderes Au¬
genmerk zugewendet . Vor allem mußten geeignete Räumlichkeiten
ausfindig gemacht werden » um die Lagerbestände möglichst ver¬
teilt tmterbringen zu können . Ungefähr 40 - 50 $>  des Gesamtwa¬
renbestandes konnte so auf 6 Lager aufgeteilt werden » wodurch
ein relativ hohes Maß an Sicherheit für die unersetzlichen Sach¬
güter des Saohbeihilfenlagers herbeigeführt wurde.

Auch bei den Bezirkewohlfahrtsämtern wurden die
für den Dienstbetrieb notwendigen Formblätter und das Kanzlei«
material in Ausweiohlagern siehergestellt * Da es unmöglich war»
die Beftirsorgtehkartei wegen ihres großen Umfanges täglich in
den Keller zu schaffen » wurden die Bezirkswohlfahrtsämter ange™
wiesen » sieh einen möglichen Ersatz der Befttrsorgtenkartet durch
die Vormerkbücher der Fürsorgerät ® und die Bezugsbücher der Be¬
treuten zu verschaffen . Zu diesem Zwecke hatten sie die Vormerk¬
bücher der Fürsorgeräte su überprüf »» mmd- mit d«r Kartei der
Bezirkswohlfahrtsämter abzustimmen und die Fürsorgeräte zur
Durchsicht ‘Und Ergänzung der Bezugsbüoher ihrer Betreuten zu
veranlassen.

Um die Auszahlung der DänerfürsorgeunterStützungen
nach einem Fliegersohaden durch die damit betraute Dienststelle
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(TJ. Abto L 8/106 * Postsparkassenamt , Hauptpostamt oder Zustell“
postamt ) m  sichern * wurde im Einvernehmen mit den beteilig“
ten Dienststellen ein nach Art und Umfang des festgestellten
Schadens abgestimmter Auszahlungsplan ausgearbeitet*

Dieser Plan sah . vors di ® verzögert © Normalauszah-
lung durch das Postsparkassenamt und die Reiehspostdirektion*
wenn nach dem ©ingetretenen Schaden di © fällige Auszahlung mit
weniger als 5 Tagen Verspätung durchgefü ^ rt werden konnte . Die
ErsatzausZahlung A durch die städtischen Kassen * die Bezirks“
Wohlfahrtsämter und Amtsstellen , wenn die Normal aus sah lung nicht-
längsten ® am 5 ® Tage nach Fälligkeit * sondern nur mit einer län¬
geren Verzögerung durchgeführt werden konnt ©| die Ersatzaaszah-
luni B durch die städtischen Kassen * die Bezirkswohlfahrtsäm-
ter und Amtsstellen * mittels Auszahlungsscheoks , wenn di © für
die Normal“ oder Brsatzauszählung A vorgesehenen Zahlungsanwei¬
sungen vernichtet waren oder nicht rechtzeitig zur Verfügung
standen * oder nicht annähernd genau bestimmt werden konnten*
wodurch die Beistellung de® dem Schaden entsprechenden Ersatz¬
materials unmöglich wurde»

Der genau ® Arbeitsvorgang von der Feststellung des
AasZahlungsstadiums und des Schadenumfanges bis zur letzten der
vorgesehenen Ersatzauszahlungen wurde in einem Erlaß der Ab¬
teilung B 5 bis ins Detail festgeiegt . Es wurde damit gerechnet,
daß unter Umständen bei Ausfall von Fürsorgeamtsperson &X die
IrsatzausZahlung auch durch amtsfremde Arbeitskräfte besorgt
werden mußte . Di® von der Abteilung E 5 getroffenen Vorkehrun¬
gen sollten den Dienstbetrieb im nötigsten Umfang® auch im Fal¬
le von Pliegeriehäden aufrechterhalten»

2 * Sozig iqienst für gllegergesohädigte.

Mit Beginn des Verwaltung ®Jahres 1944 waren dl © dem
Sozialdienst für Fliegergeschädigt © übertragenen Vorbereitungen
zur sozialen Betreuung der Bevölkerung nach Luftangriffen so¬
weit vervollständigt und ausgebaut * daß angenommen werden konn¬
te , @i ® würden im Ernstfälle allen Auforderungen entsprechen,
soweit die Angriffe im Rahmen der in anderen Städten gewonnenen
Erfahrungen blieben.

• Zu Beginn de® Verwaltung ®Jahres 1944 wurde ein©
wDienstanweisung für di © städtischen Obdachlosensammelstellen
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Betreuungsstellen und Wotunterkünft ® nach Fli ©g®mngrlffen H an
sämtlich © Eins &tzkräfte * gerneindlich © und außergemeindllohe
Dienststellen ansg ©geben « Sie erschien als "Loseblattausgabe ’*
um die jeder seit ige Auswechslung von Blättern zu ermöglichen*
Me Ausgabe erfolgte in 15 GroßsohulungsVeranstaltungen bei
den einzelnen Bezirksshauptmarmschaften , Anschließend an dies©
GroSsohulungsveranstaltungen wurden monatliche Schulungen in
den einseinen Betreuungsstellen durohgeführt » bei denen sämt¬
liche Einsatzkräfte der Betreuungsstellen und Obdachlosensam¬
melstellen mit den Torschriften der Dienstaaweisang vertraut
gemacht wurden » um des Funktionieren im Ernstfälle au gewähr¬
leisten.

Der Soisialdienst für Fliegergesehädtgt © war stän¬
dig bemüht » aus allen Kreisen der Bevölkerung Betreunngakräf-
te zu gewinnen » damit der aller Voraussicht nach notwendig©
Stand erreicht werden würde « Bin © Zählung mit dem Stichtag 1.
Mars 1944 ergab insgesamt 5077 Betreuungskräfte , davon 1575
Gemeindebeamte und 1502 Notdienstverpfliehtete ( aktive Bedien¬
stete und Pensionisten gemeindefremder Dienststellen , Privat¬
bedienstete u . a «) , Mit 1 « September 1944 wer di © Gesamtzahl
der Einsatzkräfte auf etwa 550C gestiegen*

Der erst © Angriff auf Wien erfolgte am 12 , April
1944 « Bis Ende September 1944 war das Gebiet von Groß - Wlen min¬
destens zweimal im Monat da ® Angriffsziel feindlicher Flugzeu¬
ge . Di © ersten Angriff © galten Zielen in den weniger - verbau¬
ten , erst im Jahre 1933 eingemeindeten Sandgebieten . Dl © sozia¬
le Betreuung für die betroffene Bevölkerung dieser Randgebie¬
te konnte ohne besondere Schwierigkeiten , durohgeführt werden.
Es war auch noch möglich » di # bei den ersten Angriffen gewon¬
nenen Erfahrungen eingehend m.  studieren und sorgfältig zu ver¬
arbeiten , Wenn auch di © Lagt in den Randgebieten vielfach mit
der iw. dicht verbauten und besiedelten Stadtgebiet nicht zu
vergleichen war , so konnten doch auch in dieser Hinsicht gewis¬
se Schlüsse gezogen werden,

Die Tätigkeit in den Obdaohlosensammelstellen ging
reibungslos vonstatten . Bei den Angriffen in den Randbezirken
zeigte es sich , daß die Obdaohlosensammelstellen von der Be¬
völkerung nicht in dem 'Umfang in Anspruch genommen wurden , als
erwartet worden war , Vielfach begaben sich die Ausgebombten vor
erst .zu Angehörigen oder Bekannten bis eis von dem Wohnungsamt



in Ersatzwohnungen ©ingewiesen wurden . Für die auf das engere
Stadtgebiet zu erwartenden Angriffe mußte jedoch mit einer
stärkeren Inanspruchnahme der ObdaohlosensammeXstellen , beson¬
ders bei Kälte und Sohlechtwetter gerechnet werden . Segen eine
Verringerung der Anzahl der Obdachlosen «ammeistellen sprachen
sich daher besonders die Bezirkshauptraannschaften aus « Jedoch
fielen einige Ofedaohlosensammelstellen durch Zerstörungen aus,
andere wieder wurden anderweitig besetzt ( durch Polizei , Luft¬
schutz und als Unterkünfte ausländischer Arbeiter , die bei An¬
griffen auf ihre Betriebe ihre Quartiere verloren hatten ) .

Die Arbeit der Betreuungsstellen konnte , wie vorge¬
sehen , meist nach einer Woche die Tätigkeit am festen Sitz der
Betreuungsstelle abschließen . Anschließende Betreuungsmaßnahmen
wurden zentral bei den Bezirkshaüptmannschaften fortgeführt.
Nach den ersten Angriffen zeigte es sich , daß die Organisation
der Betreuungsstellen nach der Dienstanweisung es ohne weiteres
ermöglichte,öfehfelfamäßig in andere als die vorbestimmten Lokale
einzuziehen und dort die Betreuungsmaßnähmen durohzufÖhren . Es
blieb jedoch auch weiterhin von Vorteil , den starren Sitz der
Betreuungsstellen aufrecht zu halten , da die sogenannte “Stamm¬
betreuungsstelle " den Konzentrationspunkt für Schulungen und
den Sammelpunkt für die Einsatzkräfte nach einem Angriff bilde¬
te.

Die Organisation der Betreuungstätigkeit war von
vornherein auf die Verantwortlichkeit der einzelnen Bezirks¬
hauptmänner für ihren Bereich aufgebaut worden . Für die zentra¬
le Arbeit des Sozialdienstes blieben daher nach Luftangriffen
nur jene Aufgaben , deren zentrale Bearbeitung im Interesse der
Allgemeinheit gelegen war . Vor allem sollte darauf gesehen wer¬
den , die Einheitlichkeit in den Betreuungsmaßnahmen der Bezir¬
ke zu lenken.

Für den sofortigen Einsatz nach Luftangriffen waren
außer den Sachbearbeitern des Sozialdienstes für Fliegerga-
schädigte zusätzlich auch die Beamten der Abteilung E 6 ver¬
pflichtet . Sie nahmen die telephonischen Schadensmeldungen ent¬
gegen , die von den Bezirkshauptmannsohaften direkt , später über
das Amt für Luftsohutzmaßnahmen einliefen . Ilieduroh war es mög¬
lich , einen Überblick zu gewinnen , ob genügend Einsatzkräfte in
den einzelnen Bezirken vorhanden waren oder ob zusätzliches Per¬
sonal der Einsatzreserve oder von verschont gebliebenen Bezirken
heranzuziehen wäre . Auch war man bemüht , für die nichtbetroffe-

i t 't i.



- im  -
nen Bezirkt die Einsatzbereitschaft so bald als möglich aufzut
heben « u® nicht gebraucht © Kräfte ihrer normalen dienst Hohen 4
Verwendung zufilhrem m  körnen«

Vertreter des Sozialdienstes für 'Fl 1eg er g ea oh äd lg-
te besuchtem auch di © im Einsatz stehenden Betreuungsstellen»
Si ® sammelten dabei Erfahrungen » die eie einer einheitlichen
■Arbeitsweise dienstbar machten und die auch bei den Schulungen
der Betreuungsstellen verwertet wurden « Sie hatten auch die
täglichen irbeitsfeeriehte der Betreuungsstellen zu verarbeiten
und die zentralen . Karteien zu führen -und zwar über die Toten
und Vermißten nach Luftangriffen auf Grund der Meldungen der
Polizei » über die Verletzten auf Grund der Meldungen der Kran¬
kenanstalten sowie über sämtlich ® Personen » denen bei den Be«
treuungsstellen eine Betreuungskarte ausgestellt wurde»

Bureh diese zentralen Karteien sollt ® der Bevöl¬
kerung die Suche nach ingehörig @m» die nach Luftangriffen ver¬
mißt wurden » erleichtert werden # di © Kartei über ausgestellte
Betreuungskarten diaut ® auch dazu » BoppelbStreuungen zu vermeid
den » womit b ®i dem großen Umfang der Betreuungsarbeiten gereoh-
net werden mußte « Bi ® Kartei war im Verwaltung ®jahr 1944 auf
nahezu 40 «000 Karteikarten amg wachsen»

Bi ® Aufgaben der Gemeindeverwaltung waren durch di©
sich ständig steigernden Luftangriff © gewaltig angewaohsen . Ver»
waltungsverelnfachungem auf allen Gebieten mußten durohgeffährt
worden . Im Zuge dieser Vereinfachungen wurde im Oktober 1944
auch der Sozialdienst für Fitegergeschädigt ®» der seinen Sitz
nicht wie ander © Dienststellen im B&thaus » sondern im Haupt*
Wohlfahrtsamt a® -SohottenrlBg hatte .« vom Amt für Luftschutz*

Maßnahmen Übernommen . Bi ® Übergabe könnt © sofort vollzogen wer¬
den « da d@r Sozialdienst für Fliegergesohädigt « sein ® Arbeit
gründlich und vorbildlich geleistet hatte und die Selbständig¬
keit der Bezirkshauptmannsohaften sicher -gestellt war»

aa ) Neugestaltung übt  Richtsätze und Erw eiterung
fe ^ Mnrn .Fürsor ge.

Die gehobene Fürsorge ist eine in ihren Voraus»
Setzungen » wie auch in ihren Leistungen erweitert © Form der Be¬
treuung von besonders berüeksiohtigungswürdigen Personen » wie
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der Kleinrentner , der Sozialrentner , der Kriegsbeschädigten und
ihrer Angehörigen.

Zu den wesentlichen Neuerungen , welche die Einfüh¬
rung der Reichsfürsorgepflichtordnung gebracht hatte , gehörte
der Fürsorgerlchteatz . Ihn hatten die Fürsorgeverbände für die
Bemessung des notwendigen Lebensbedarfes der Hilfsbedürftigen
aufzustellen.

PÖr die Donau - und Alpengaue war der Aufbau des Für-
sorgwrichtsatzes im großen und ganzen vargezeiehnet durch einen
RdEri . doRMdl . vom 7 . Oktober 1938 . Vor allem waren die Richt¬
sätze der Haushalteangehörigen eines Hilfsbedürftigen zu dessen
eigenem Bedarfssatz in eine feste Beziehung gebracht worden.
Ferner war bestimmt worden , daß der Mietaufwand im Richtsatz
nicht einzubeziehen , sondern durch eine gesonderte Miatbeihll-
fe abzugelten sei.

Demgegenüber wiesen die Richtsätze der Fürsorgever¬
bände des alten Reichsgebiet ®® untereinander die größten Ver¬
schiedenheiten auf , die durch die Örtlichen Verhältnisse allein
nicht hinreichend gerechtfertigt waren.

Durch eiasn gemeinsamen Runderlaß des Reiohsminiatere
des Innern und des Reiehsaußenministers vom 31 . Oktober 194-1

wurde für das gesamte Geltungsgebiet der Fürsorgepflichtver»
ordnung ein einheitlicher Aufbau der Richtsätze vorgeschrie¬
ben«

Unabhängig davon hatte sich schon vor der Veröffent¬
lichung dieses Runderlasses der Fürsorgeverband Wien eingehend
mit der Frage einer grundlegenden Neugestaltung des Rieht-
Satze « befaßt und hiefttr einen genau aaegearbeiteten Plan ent¬
wickelt . Soweit diese Vorhaben sich nun in die reicheeinheit¬
liche Regelung einfttgen ließen , wurden sie mit Wirkung ab 1.
Dezember 1941 durohgeführt,

Die Verbesserungen umfaßten*
eine allgemeine Erhöhung de ® Riohtsatzgrundbetrages

um RU 2 . - *
eine wesentliche Erhöhung der Bedarfssätze für die

Angehörigen einei hilfsbedürftigen Haushaltsvorstande » j
die Neueinführung ©inan höheren Richtsatz ©! ( 110 v . H.

des Normalsatzes ) für alleinstehende Hilfsbedürftige mit oder
ohne eigenen Haushalt*

eine Erweiterung des Personenkreises der gehobenen
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Fürsorgeg indem fortan allen Personen » die nach den bekanntge¬
gebenen Richtlinien für die Beurteilung der Erbgesundheit zu
der Gruppe der Durehsehnittsbevölkerung » im Falle der Hilfsbe¬
dürftigkeit auch die Begünstigungen der gehobenen Fürsorge zu¬
teil wurden.

Die neuen Richtsätze betrugen demnach ab 1 , Dezem¬
ber 1941
in der allgemeinen Fürsorge«

für den Haushaltsvorstand . ,
für Haushaltsangehörig © über

l6 ®br © e ® . ® » * » «
für Haushaltsangehörig ® unter

16 J ahr @n * . . * . * . *
für Alleinstehende mit oder

ohne eigenen Haushalt . .

in der gehobenen Fürsorge«
für den Haushaltsvorstand . ,
für Haushaltsangehörig ® über

16 1ahr ® . . . . . . . .
für Haushaltsangehörig © unter

16 Jahren . . . . . . . .
für Alleinstehende mit oder

ohne eigenen Haushalt . .

. RM

»»

M

M

. m

w
*

«

«■

32 (bis dahin RM 30)

22 ( 98 89 99 15 j

16 ( " 99 " 10)

35 ( 99 98 99 30)

40 ( 18 91 “ 38 )

28 ( " 99 M 19)

20 ( 99 99 99 12  )

44 ( * • 99 38)

Die Neufestsetzung brachte für einen Großteil der
Unterstützungsempfänger namhafte Erhöhungen der Barleistungen.
Die Erhöhungen beliefen sioh bei alleinstehenden Hilfsbedürf¬
tigen auf rund 16 v . H. » bei kinderlosen Ehepaaren auf rund 20
v .E @s  bei Ehepaaren mit einem Kind © auf rund 28 v .H. der bis-
herigen Unterstützungsbeträge.

B@i gleichzeitiger Überleitung aus der allgemeinen
in die gehoben © Fürsorge ergab sieh für Alleinstehende eine
Erhöhung von rund 46 v . H. » für kinderlose Ehepaare von rund
50 v .H. und für Ehepaare mit einem Kinde von rund 60 v .H. der
bisherigen rlohtsatzmäilgen Bedarfssätze»

Da die betreuten Personen so bald als möglich in
den Genuß der verbesserten Fürsorgeleistungen treten sollten,
wurde eine Durchrechnung sämtlioher laufenden Unterstützungen
angeordnet » Nachdem sieh die im Rahmen des Deutsehen Gemeinde-
tage ® geschaffene Südostdeutseh ® Arbeitsgemeinschaft für Wohl¬
fahrtskrankenpflege in ihrer am 19 . Jänner 1942 in Wien statt¬
gefundenen Gründungsversaomlung und ersten Sitzung über einige
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grundsätzliche Durchführung ®fragen schlüssig geworden war » keim¬
te mit den Durchrechnung *srbeiten begonnen werden»

In zunehmende ® Maß® stellten sich Kleinrentner » So™
zt &ir <§B.tn @r und andere alt ® ©der erwerbsunfähige Personen, , de~
nen di ® Begünstigungen der gehobenen Fürsorge zukanen » für den
Arbeits ®ins ®tz zur Yerfttgung . Fs lag nahe * dieses Bestreben zu
fördern und Personen » di ® bereits vorher im Bezug ® von FUrsor~
geunt er Stützungen standen «, von der öffentlichen Fürsorge nicht
suszusehließen » wenn @i ® ei m  Arbeit annahraen . Bi © Heiehs-
grundsitz ® über Voraussetzung, , Art und Mal der öffentlichen
Fürsorg © boten genügend Anhaltspunkt ®» damit der von ©ine ® Un~
terstützungsempfänger erworben © Arbeitsverdienst bei der Be¬
messung d®r Fürsorgeleistung außer Anrechnung blieb , Um eine
relohseinheitlich © Anwendung dieser Vorschriften zu sichern»
haben der Beichsarbeitsrainister und der ÄeichsInnenminister
in eine ® gemeinsamen Hunderlsü vom 20 » Juni 1941 näher © Wei¬
sungen erlassen » di ® auf Kriegsdauer für di © Fürsorgeverbind©
verbindlich waren»

Dieser Eunderlai bestirnt ®» daß bei D, ®inr @ntnern .»
Sozialrentnern u 0@eW. » di ® schon bisher von d@r öffentlichen
Fürsorge betreut wurden » der Arbeitsverdienst mindestens so«
weit außer Ansatz zu, bleiben hatte » als er di ® Hälft ® des Be¬
darfssatzes der Famillengemeinschaft nicht überstieg » Au@h vom
Mehrbetrag d©s Arbeitsverdienst ®® war noch die Hälft ® freizu-
l &ssen ® Hatte der Kleinrentner ©der Sozialrentner schon das 70»
Lebensjahr vollendet » so blieb s @la Arbeitsverdienst bei der
fürsorgerechtliehen Beurteilung der Hilfsbedürftigkeit zur
0-änz © außer Betracht«

Baffiit wurde eine bisher nur der Qeinspntnerhilf©
eigene Begünstigung mit  die gesamt ® gehoben © Fürsorge mit al¬
len ihren Unterabschnltten ausgedehnt und für dl © über 70 Jah¬
re alten Unterstützungsempfänger noch Erheblich verbessert»

Wenn mm  auch jede Person » die Fürsorgeleistungen
in Anspruch nah ®» verpflichtet war » d®r Mrscrgebefeörd © jede
Änderung ihres Einkommen ® und daher auch jeden Arbeitsverdienst
stets unverzüglich und wahrheitsgemäß taföiiigfa » s © blieb
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doob der Arbeitsverdienst in weitgehend ®» Maß® ©hn ® nennenswer¬
te Rückwirkung auf di © Höh ® de ** BÜrsörgeleistung » E© kennt ® da¬
her auch die Nachprüfung der Hilf ©Bedürftigkeit auf Kriegsdauer
sehr großzügig gestaltet werden » immer unter der Voraussetzung,
daß der Unterstützungsempfänger durch sein Verhalten das Ver¬
trauen rechtfertigt ®*da ® in ihn gesetzt ward ®«,

Di © laufend ® Ub@rwa @hung . des Bazugsrechtes erfolgte
bis dahin in der W®i @@>a dai der Unterstützungsempfänger allmo¬
natlich seinem zuständigen Fürsorgerat das B<®zug §bu @h vorzule-
gen hatte und dieser prüfte » ob  di ® Voraussetzungen für den wei¬
ter ®n Empfang der Pürsorg @i ®i @tung noch erfüllt waren « Nunmehr
wurden Kleinrentner » Sozialrentner * Gleichgestellt ®, die das
70 e Lebensjahr vollendet hatten » sowie all ® H ®Inrentnerhilfe-
empfänger auf Kriegsdauer von der Vorlag ® des Bezugsbuch ©® über¬
haupt befreit « Für alle anderen » in der gehobenen Fürsorge be¬
treuten Personen wurde dl ® Vorlagofrist von ©ine ® Monat auf
dr ®i Monate verlängert»

SohlieBlioh hat der erwähnt ® Runderlaß d ©n Bürsor¬

geverbänden zur Pflicht gemacht » bei der Heranziehung von Ange¬
hörigen der Kleinrentner » Sozialrentner und Gleichgestellten zu
Unterhaltsbeiträgen nach den Grundsätzen der Fami11 engamein-
schaft oder auf Grund gesetzlicher Unterhaltspflicht während
des Krieges mit bimomdortr Zurückhaltung m.  verfahren.

In Burohführung dieser Vorschrift hat der Fürsorge¬
verband Wien den anrechnungsfreien Betrag des Arb @its ®ifikQ ®®®nje
von nioht hilfsbedürftigen Familienangehörigen des 'Unterstütz¬
ten gegenüber der allgemeinen Fürsorge um 25 ?J . erhöht » In
der gehobenen Fürsorge blieb eine » arbeitenden » nicht hilfsbe¬
dürftigen Familienangehörigen demnach außer seineis nach den
Riohtsätzen der gehobenen Fürsorge bemessenen Eigenbedarf noch
rund 40 v «H»  seines tatsächlichen » schon um die Werbungskosten
verhinderten Nettoeinkommens frei«

I ® Verwaltung ®jahr 1944 braohtan die sich immer mehr
steigernden Hinwirkungen des Krieges auch auf di ® allgemeine
Verwaltung einen Stillstand im weiteren Ausbau der öffentlichen
Fürsorge « Der stark verminderte Personalstand der Bezirkswohl¬
fahrtsämter ließ ein ® Belastung über di ® unbedingt aufreohtzu»
haltend # laufend ® Behandlung von Fürsorgefällen hinaus nicht
zu » Es wurden daher *nur geringfügige i,nderung ©n in den Fürsor-
g @bestInnungen getroffen s .B . in der Anreohnung von Unter-
halt «Beiträgen » Familienunterhaltsbeihilfen und Iri §g @ib®söldung t
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Zur Arbeit s Vereinfachung wurde die Anordnung ge¬
troffen , von geringfügigen Änderungen in der Höhe der Dauerun¬
terstützungen Abstand zu nehmen . Auoh die automatische Verlän¬
gerung der bewilligten Unterstützungen um 1 Jahr brachte den
Bezirkswohlfährtsämtern eine wesentliche Entlastung , Dauerun-
terStützung ®fälle wurden nur dann naohgeprüft , wenn ein Grund
zur Annahme bestand , daß eine wesentliche Änderung in den Ver¬
hältnissen des Hilfsbedürftigen eingetreten sei . Bei Ansuchen
um Unterstützungen mußten ferner die Unterstützungswerber
selbst die notwendigen Beilagen , die bis dahin von amtswegen
beschafft worden waren , beibringen . Besonders wurde auoh darauf
geachtet , die Fürsorg ©Unterstützungen auch bei den durch die
Luftangriffe entstandenen Schwierigkeiten zu gewährleisten.
Nach Fliegerangriffen beschränkte sich der Dienstbetrieb in
den Bezirkswohlfahrtsämtern nur auf die dringendsten Arbeiten,
wie Aufnahme in Altersheime bei .schwer « ? Erkrankung , Obdachlo¬
sigkeit und vollständigem Mangel an nötiger Pflege , Bewilli¬
gung von Hauskrankenpflege , Gewährung von Geldaushilfen und
Vorschüssen auf Dauerunterstützungen , Ausgabe von Ixankenschei¬
nen der Wohlfahrtskrankenpflege und sonstiger unbedingt not¬
wendiger Bescheinigungen.

oo ) Reichszusohuß für 13.einrentner.

Auf Grund eines Runderlasses des Reichsarbeitsmi-
nisters vom 20 . März 1940 erhielten Kleinrentner , di « von den
Bezirksfürsorgeverbänden laufend unterstützt wurden , einen
Reichszuschuß.

Ser Reichszusohuß gehörte selbst nicht za  d «ät Lei¬
stungen der öffentlichen Fürsorg ®, sondern wurde zusätzlich , ge¬
währt . Bei der Prüfung der Hilfsbedürftigkeit und bei der Ent¬
scheidung über Art und Maß der Fürsorgeleistungen blieb er außer
Ansatz . Der Reichszusehuß wurde zusammen mit der Fürsorgeunter-
Stützung angewiesen . Über di ® Zuerkennung oder Versagung ent¬
schied der Fürsorgeverband « Di © Aaspruohsbereohtigung wurde bei
Kleinrentnern , di ® in der öffentlichen Fürsorge betreut wurden,
von amt sw egen geprüft | eines eigenen Antrages des Hilfsbedürfti¬
gen bedurfte es  nicht.

Bis zum 31 . Mai 1941 betrug der Reichszusehuß in
Wien für Kleinrentner ohne mitunterstützt ® Angehörige monatlich



BM 12 »- , für solche Kleinrentner , die mit einem oder mehreren
Empfängern öffentlicher Fürsorg # oder von Arbeitslosenhilfe ln
Famlliengemeinschaft lebten , monatlich RM 18 . =».

Auf Grund eines Erlasses des Reiefasarbeltsministers

vom 18o Juli 1941 wurde der Reiehszuschuß mit Rückwirkung ab 1.
Juni 1941 wesentlich erhöhte Er betrug seither für den allein¬
stehenden Kleinrentner monatlich RM 18 . - ( Erhöhung 50 v . H. ) ,
für den Kleinrentner , der mit einem von der öffentliehen Für¬
sorge oder von der Arbeitslosenhilfe unterstützten Familienan¬
gehörigen srusamMenlebte , monatlich RM 24 . ® ( Erhöhung 50 v . H . )
und erhöhte sich für jeden weiteren mitunterstützten Angehöri¬
gen des Kleinrentners um je weitere RM 5 . ® im Monat»

Zudem wurde alljährlich noch ein Reiohssonderzu-
schuß flüssig gemacht , der vom Reichsarbeitsminister mit RM 25 . -
für den alleinstehenden Kleinrentner festgesetzt worden war.
Für jeden mitunterstützten Angehörigen des Kleinrentners wurde
der Sonderzusohul um weitere RM 10 . - erhöht.

Fand , die öffentliche Fürsorge einen vorübergehenden
Notstand vor * so half sl ®, j ® nach der Lag ® des Falles , mit ent¬
sprechenden Geld - oder Saehauähilfen . Die Hilfe wurde Überall
dort gewährt , wo Bedürftigkeit festgestellt wurde und gegenüber
dritten Personen oder Einrichtungen kein sofort zu verwirkli¬
chender Leistungsanspruch des Bedürftigem g @g @b @n war.

Zusätzliche Geld - ©der Sachaushilfen kamen auch

für Empfänger laufender Fürsorgeunterstützungen , immer dann in
Frag ®, wenn ein Sonderbedarf auftrat , der durch di ® riehtsatz-
mäßig ® laufend ® Barleistung nicht äbgegolten erschien.

Dl ® Sachauahilfen wurden nahezu ausschließlich

durch das Saehfe « iMXf «nlagar des Hauptwohlfährtsamtes ausgege¬
ben.

1%jaa&Hauprat&
Die Betreuung von Rückwanderern und Umsiedlern

mußte noch über ein ® viel größere Auswahl an Hilfsmögllchk ®! -
ten verfügen , als di # Fürsorge für Ortsansässige , da es sehr
oft notwendig war , einen maßgebenden Beitrag zur Gründung ei¬
nes völlig neuen Haushalts zu leisten.
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Neben der zeitweiligen Deckung des laufenden Le«
bensunterhalte , die bei erwerbsfähigen Personen unso weniger
Schwierigkeiten bot , als es für alle .in das Reich Rückgeführ¬
ten ausreichende Verdienstmöglichkeiten gab , erwies ®e sieh
in vielen Fällen als di © raseheste und wirksamste Hilfe » die
zur Führung eines einfachen Haushalts nötigen Möbel und den
ion ®tig @n unbedingt erforderlichen Hausrat in Natur beizustel«
len«

Me günstigen Erfahrungen , die mit der Elnrioh«
tung des Saohbeihilfenlagers für Fekleidungsgegettst &nd® ge¬
mach t  worden sind » veranlaßt ©** den Fürsorgeverband eine ent¬
sprechende Besehaffungsstelle auch für Möbel ©inzuriehten«

Ausgegeben wurden meist nur ’ fabriksneue Möbel in
geschmackvoller und gediegener Ausführung . Vereinzelt standen
auch gebrauchte Einrichtungen in gut erhaltene ® und gepflegten
Zustand arar Verfügung . Im Verwaltung ®Jahr 1944 wurde die Be«
teiXung von Hilfsbedürftigen mit Möbeln und Hausrat einge¬
stellt .

I » Fürsorgedarlehen » das in § 11 der Beichtsgrund-
sät, «# über Voraussetzung , Art und MaB der öffentlichen Für¬
sorge sein © gesetzliche Grundlage besaß » hatte der Fürsorge «»
verband ein wirksames Silfs @ii .ttel » das angewendet wurde » wenn
durch ein © einmalig ® größer « Aufwendung die wirtschaftliche
Selbständigkeit eines Hilfsbedürftigen hergestellt oder g ®=
sichert werden konnte.

Di ® meisten Darlehensnehmer gehörten dem Stand®
der unselbständig Erwerbenden an . Bei der Festsetzung der Til¬
gungsraten war daher die LohnpfändungBVerordmtng vom 30 , Ok¬
tober 1940 maßgebend » die gegenüber den früheren Zw&ngsvoll«
streokungsrechten in Lohn- und Gehaltsbezüge einen verstärk¬
ten Pfändungs 8obu t z des Schuldners gebracht » damit aber auch
di ® Möglichkeiten einer vertraglichen Verpfändung solcher Be¬
zug « eingeschränkt hatte . Auf die Gewährung von Fürsorgedar«
leben hatte diese gesetzliehe Neuregelung insofern ® ©Inge-
wirkt » als dadurch solche Darlehenswerber vorweg ausgeschlos¬
sen bleiben mußten » deren Einkommen unter der neuen » wesent¬
lich höheren Grenz ® de ® pf &odungBfreien Mindesteinkommens lag.
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Ungeachtet dessen konnte aber häufig ©in Fürsorge »“
dariehen gewährt werden , besonders in Fällen , in denen Rückwan¬
derer oder in das Reich rückgeführt ® zu einem möglichst be¬
schleunigten Wiederaufbau ihres Haushalts oder Gewerbes der
Hilfe des Fürsorgererbandes bedurften.

gi _ Wohlfjhrtekrankennf lege.

Zu den vom Fürsorgeverband bei Hilfsbedürftigkeit
oder auoh bei Fehlen von entsprechenden Sozialversicherungsan-
Sprüchen zu gewährenden Leistungen gehörte auoh die Krankenhil¬
fe sowie di © Hilfe zur Wiederherstellung der Arbeitsfähigkeit.

Die Vielgestaltigkeit der Leistungen brachte eine
dauernde enge Zusammenarbeit des Fürsorgaverbandes mit der Ärz¬
te - , Zahnärzte ^ und Dentistenschaft , mit Apothekern und Labora¬
torien , mit Gesundheitsämtern und AnstaltsVerwaltungen mit sich.

aa ) Ärztliche Versorgung der

Di ® ärztlich © und f &chärztlich ® Versorgung der
Hilfsbedürftigen in dsr ©ffsaen Fürsorge trat mit Beginn des
Verwaltung * Jahres 1941 in @in vollkommen neues Stadium . Am 1.
April 1941 km  ein Flüchen de ® Fünorgeverband Wien und der
Kassenärztlichen Vereinigung Deutschlands ( KVD) abgeschlosse¬
nes Abkommen in Kraft , wonach die ärztliche Versorgung aller
Personen , denen der Fürsorgeverband Krankenfürsorge zu gewäh¬
ren hatte , von den zur KVD zugelassenen Ärzten durchzuführen
war . Der Kranke hatte nur die freie Wahl unter sämtlichen der
KVB abgeschlossenen Ärzten . Er konnte entweder unmittelbar ei¬
nen Facharzt in Anspruch nehmen oder an diesen durch seinen all¬
gemeinen Arzt verwiesen werden , wie auch umgekehrt eine Verwei¬
sung vom Facharzt an den allgemeinen Arzt erfolgen konnte.

Über seine Anspruchsberachtigung hatte sich der
Hilfsbedürftige dem Arzt gegenüber mit einem Krankenschein aus¬
zuweisen , den die Fürsorge - und Wohlfahrtsämter , in den neu ein-
gemeindeten Gebietsteilen auch die Amtsstellen der Bezirkshaupt-
mannsehaften ausgaben . In dringenden Fällen nahm der Arzt die
Behandlung auch ohne Krankenschein auf und holte ihn nachträg¬
lich vom Fürsorgeverband ein.
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ärztliche Betreuung umschloß sämtlich ® ärztlich«

Hilfeleistungen » di « in i ®r legel durch praktisch ® Irzte und
facMrste » sei es ia der W@bmmg  de ® Kranken oder in der eige-
a @a Wia kimaagi, vorgenomme ® ward «® 9 mit Ausnahme gewisser Sach - und
Rüntgenleistungen , di © ia st &dtsigenim Krankenanstalten und l ^ bo-
r ®t @ri @® durshgeführt wurden ® Durch ©ia spätere ® Übereinkommen*
da ® am 1 ® iepttmber 1941 ia Kraft trat , wurde ® die Bungeafaeh-
first « ermächtigt , Röntg «si&ur ©hl ©iMshtuj@ge ® selbst worsunehmea.

B# r Krankeasche ia hatte @1ae ©eltuagsdauer für das Je¬
weils laufende Ial <ia &«rvi «rtelJ ®br ® Als Entgelt für di « firstli¬
ehe Versorgung der Er &akea entrichtet ® der füraorgeverband an
die XVB für Jeden Irmakea » oder überweiemngsschein einen Betrag
Y©m IM 4 ®§ § * M @ If ® verrechnet « ihrerseits mit den Arsten nach
Biaselleietungen.

Bi @ Zahl der Hilfsbedürftigen * denen Vohlfahrtskran-
kenpflege zm gewähren wer » verminderte sich durch die Schaffung
der ieatnerkraakeaversicherung ab 1 ® August 1941.

Im l @h» en der Wohlfahrtskr &nkeapfXege wurden ferner
Heil » und Hilfsmittel » wie Bandagen , Einlagen * Mieder , Körperer»
@&t ®stü ©ke „ Stütsapparate * Brillen * Hörapparat « u . s . w. beige-
stellt @t @r ia füllen , ia dsasa eine fe &®keakass © satsungeffiUig
a ®r sur ÜbemAhis ® eine ® Teiles der Beschaffungskosten verpflich¬
tet was5, loatenbeitrfige bewilligt®

bb) Zahnärztliche Behandlung «.

Mr die sahnfirstliehe Behandlung hilfsbedürftiger
ütrsoaea wart ® Beatist #® bestellt , mit denen di « Semelnde Bin-
g@lv @rträg © abgeschlossen hatte*

Bis Dentisten wurden nach den Ansätzen der hassenden-
tistisehea Gebührenordnung, , abzüglich eines Abschlages von 30 v . H.
honoriert ® Me technische Zahnbehandlung wurde aaoh den Ansätzen
der Allgemeinen Ortskrankenkasse Wim » ebenfalls mit einem Ab¬
schlag von 30  v 9H®- vergütet®

ec ) toskrank©

Seit der Auflösung des Zentralvereine für Hauskraa»
k®npfl ®g® i ® Jahr ® 1938 » dessen Aufgaben im Rahmen der HS- Volka»
Wohlfahrt fortgoführt wurden , waren die Voran « Setzungen geschaf»
fen , di ® Bisriehtung ®in «r I &uskraakenpfleg « und Heinhilfe mit
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Brfelg auch fls ? di « öffentliche Türsorg « dienstbar machen®
Di ® öffentlich ® Türaorgt bewilligte HamsteMk ^apfle-

g© bsi festlicher md scsi &ltr Hilfsbedürftige « it is ®@r dan®.s
wenn der Krank « dadurch der Aufnah ®« in Pfl @ps ent-
raten Itrati . §®r &&©'wlhrend des Kri ©g@® brachte dies « Hinrich¬
tung den Krankenanstalten und Ait #r ®h®im#a eia « dringend notwen¬
dig ® Entlastung « Leider scheitert « der seit langem geplante wei¬
ter « Amsb&m der Hauskrankenpflege daran 6 daß kein # mnsr ®lohend®
Aas &hl von Privatkrankenpflegerinnen verfügbar war.

Das Hauptwohlfahrtsamt unterhielt eia L&g@r von Kran¬
kenfahr Stühlen 9 die bei ärstlich festgestellter Unentbehrlich-
ktit md sosialer Bedürftigkeit leihweise ausgegeben wurden.

fahrstühie, • die mit  Handantrieb als sogenannte Selbst-
fahr er eingerichtet waren » wurden nur dann au gab tu * wtan der
Bntlahner hieduroh in die Lage versetst wurde 9 ela ® ErwerbStä¬
tigkeit eussuüben . Ansonsten wurden nur einfache Fahrstühle sur
ferfitgung gestellt®

So wie die Iforaussetsungen für die Ausgabe &#§ Fahr’'»
Stuhles wurden auch di * Fortdauer dieser Notwendigkeit mnd di®
im Hinblick auf die nur leihweis ® erfolgte Abgabe i ®f @rd ®rte
ordnungsmäßige Instandhaltung und Pflege des fahrbehelfes lau«
fsnd && 0,rt und Stelle kontrolliert.

lach den Bestimmungen der Heichsgrundsätse über Tor-
aussetsung » Art und Haß der öffentlichen Fürsorge erhielten
hilfsbedürftige fSchnarinnoa » soferae sie keinen Anspruch auf
Sosialwersieherungsleistungen hatt «n 9 i ® Bahnen der sogenannten
fochenfürsorge jene Leistungen » die nach der teichsversich « -
rmngsordnung als Tamilienwoehenhilfe gewährt wurden®

Bi ® Tüohnerinaanfttrsorgs ®@f &Bt© den g @b®rtsfeilf li¬
ehen Beistand - soweit notwendig - festliche Behandlung Mi
Arsneien und Heilmittel auf di « Bauer von 4 Wochen vor und 6
Wochen nach der ! isd <srkm&f t , ein Wochengeld von täglich Hpf 50?
einen einmaligen Kostenbeitrag von SM  10 . - für verschieden«

kleiner ® Aufwendungen und im Falle die Wöchnerin das Kind



m Ä
®olb©t stillt « » auf die tei wm 12 Woohem ein Stillgeld von
täglich Spf 15o lei Aastalt ®@ntbindungem wurden auch die ?er®
gflegskosttn aus den Mitteln der Wöokaorinneafürsorg © getragen.

Bi® besonder © Bedeutung » die äer Ybohnerinnenfür»
sorg © aukam» ließ e® angebracht ersehtin ®n» di ® Anspruchevor»
auesetsoagea » soweit ®s sieh um die Beurteilung der Wirtschaft»
Hohe ® Bedürftigkeit handelte » möglichst an lockern ®Bi©Mn»
kommensgrense» feie ®u der föchnerinnemfürsorge gewährt wurde»
wurde daher alt dem Breifaehem d@s Rlehtsatses der allgeaeiaen
Fürsorge zuzüglich de® Mietaufwandeg bestimmt»

Andererseits wurde Wöehnerinne&für sorge aber nur ge»
währt » wenn ein deutsehblütiger » erbgesunder laohwuehs srwar»
tet werden honnte » weshalb stets äm  Hauptgemmdheitsamt » Abtei¬
lung für Brb» und Bassenpflege » gehört wurde®Erhoben sieh Be®
denken » dann wurde die Wbchnerinnenfüraorge auf die muasgingli®
©h®n Leistungen b©schränkt ®Mt iesamtaufwendungen für einen
lormalfall betrugt ® im Burchsohmitt BK 96®»

Me Abteilung regelte die Hinweisung hilfab ©dürfti»
g©r Personen in städtische Altersheim ® und Tersorgungsanstmlten«
Si @bearbeitet « die von d®n Fürsorge » und Wohlfahrtsämtern » von
Krankem ®©talttn » von der städtischen Herberg « für Obdachlose»
von der Wagner f » Jaur ©gg~Heil » und Fflegeaustalt » von auswärti¬
gen PürgorgeverbMn&en sowie in besonderen Bllfällen von den be®
bandelnden Arsten unmittelbar gestellten Aufnahmeanträge ®Bi®
ärztlichen und Yoramssetsunfen prüfte in den meisten
Fällen ein Arst und ein Ihn begleitender Sosialbeaater an Ort
und Stelle»

Mo Arbeit der Aufnahme stelle litt mnter dem kriege®
bedingten Fiatsmangel in den äff entliehen und privaten Ytrsor»
gungsanstalten ®Andererseits machte ®@©loh auch fühlbar » daß
häufiger als früher nicht so sehr die wirtschaftlich ® Hotlag®
an siofe ?m  einer Abgabe kranker und pflegebedürftiger Personen
in Altersheime ®mng als vielmehr der Mangel an häuslicher PfXe»
g@» die vordem von Angehörigen geleistet wurde » welche nun in
der Kriegswirtschaft arbeiteten ®In mühevoller Kleinarbeit»
di ® in der |p°@8@n Zahl der Hausbesuch © ihren Ausdruck fand»
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anaiito der Ausgleich swiiehea diesen verschiedenartigen Imit &a«
den ««gestrebt werden«

Mimhm  den Arbeitsgebieten der öffentlichen fürser»
g« und der Soaialversiehersag bestanden tage Zu@M ®®aM ®g@« 1®
maßt « daher der VUrserge ? über di ® grundlegenden Vorschriften
d®® Soslalverslcherangsreehtes stets ausreichend unterrichtet
sein um s®inerte £t ® wieder di ® bei ihm Hilf ® and Unter atütnung su«
ahnden B©r @@n®n beraten gm können * üo aber der Fürsorger Hilf ®“
bsdürftigkeit bereit ® vcrf &ndj , weil scslaXwensieherisaggrechtli«
©h® Leietungsansprüche nicht sofort verwirklicht werden kenn«
ten and wo di ® öffentliche Fürsorge daher sunächst alt ihrer ei»
genes Hilf ® eiasetatOf , da galt e®9 die Brstattusgsaasprüehe des
für sorg ®verbände ! wiahramnehiaen and m  betreiben 0

Sie Hotwendigkeit einer vorläufigen Betreuung durch,
die öffentlich ® Fürsorge besagt ® durchaus nicht isserj , dai frä«
g®r der Sozialversicherung mit ihren Leistungen in Versag f » @ao
Im Invalideaberexforagewerfahren der Lande ifversichemngsaast alten
und der Rei ©h@&n@thlt für Angelt @11t ©nv ®rsieh @rung bildete ft
durhMus di ® leg ©l p d &S d@r lentenwerber während de ® notwe ^di«
g«rwei ®@ eine gewiss ® Seit ln Anspruch nehmenden Seat ®®v®rf @h«
real fürsergeasteretütsung amr Bectesg seine ® veilen Lebe &sbe®
darf ®® bezog « Bei rückwirkender ®@&t @nsu ©rk #nauag ward ® sod ann
eia feil des für s @rg ©a.ufwand ©® am® den Rente n«m©hg &hlu ®|g@n ge«
deckt«

Mir den Hilfsbedürftigen war dieses Zusammenwirken
von leatenasstalt öffentlicher Vorsorge mit mehrfachen ¥@r«
teilen verbunden « Bi ® gleichseitig ablaufende Früfuag des len«
tenaaspruohe ® and der für @@rgtrt ©htli @h©n Unterstütsungsvormus«
setsuagen gewährleistete ein ® beschleunigt ® Erledigung des ®i &«
seinen Fürs @rg ®falltg 9 die fürsorgtrissoh ® Betreuung des Hilfe«
bedürftigen erfolgte sehen vom Zeitpunkte de ® Reatenamtrag ©® ab
in der Soslairentnerfürsorge und von der aaohgenahltea Rente
wurde schließlich stet ® mindestens der halbe Betrag de ® Rentner
fr @ig ®lassen ;> au ©h wenn der fürsorgeverba &d höher © Aufwendungen
hatte«

®ur @h ein Heiehsgesetz vom 24 » Juli 1941 wurde ©in®
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Reihe vom ferbesserunden in der Rentenversicherung durehgeführt.
2a der leatenverüieheruag der Arbeiter 'and der Ange¬

stellten sowie in der kaappschaftliehen Pensionsversiche rang
wurden die laufenden Renten aus Mitteln des Reichs um Zueehlä»
ge erhöht 9 die für den Versicherten seifest monatlich 7 Reichs»
mark , für Witwen und Witwer monatlich 5 Reichsmark und für Wai¬
sen monatlich 4 Reichsmark betrugen ® Biese Renteaerhöhsmgen blie¬
ben bei der Prüfung der fürsorgerechtliehen lilfsbedürftigkeit
außer Ansatz , wobei kein Unterschied gemacht wurde , @fe der So»
li &Xreatner bei Inkrafttreten des Gesetzes am 1 » Juni 1941 schon
im le -sög ® einer Fürsorgeunterstützung stand oder erst zu einem
späteren Zeitpunkt ©ine solch « Unterstützung Anerkannt erhielt.

Bamlt wurdeu &mefe die Sozialrentner in den Kreis der¬
jenigen Personen « ißfeffsog ©®.* deren Renten ®inkoaaen sowi ® schon
vorher das etwa der Kleinrentner und der fersorgungerentner,
bei der B®m@gsung von $®$ ätzli ©hi >ü Fürsorgeunterstützungen teil¬
weise muSer Betracht blieb®

Bas gleiche Gesetz brachte für die Bezieher von Ren¬
ten aus der Invaliden - ©der Angesteliteaversicherung mit Wirkung
ab 1 ® August 1941 die wichtige leuerung » daß sl ® aaf Grund die¬
ses lentenbeiuges für den Fall der Krankheit versichert waren*
&i® waren Mitglieder der Allgemeinen Ortskr &nkenkasse und hat¬
ten Anspruch auf die Leistungen der Krankenversicherung.

Mit Ausnahme eines Sterbegeldes » das durch Singehen
einer ^usatgversioherung auch erhöht werden konnte » wurden je¬
doch in der Xrankenvarsichemng der Rentner kein © Barleistun¬
gen gewährt®

Der durch den Krieg bedingten Verzögerung in der Ren-
teribemessung trug der Reichsarbeitsminister mit Erlaß vom 8 . De¬
zember 1943 dadurch Rechnung » daß er die Sozialversioherungs¬
träger anwies 9 ihrerseits bis zur Festsetzung der Rente laufen¬
de Vorschüsse zu zahlen ® Bei der Landesversioherungsanstalt
Wien wurden jedoch solche Vorschüsse nicht flüssig gemacht . Die¬
se war hingegen bemüht » durch möglichst rasche Erledigung der
Rentenanträge Vorschüsse zu vermeiden * Das bisher reibungslose
Zusammenarbeiten des Fürsorgeverbandes mit der Landesversiche-
rungsanstalt ließ es auch im Interesse einer Arbeitsvereinfa-
ohung zweckmäßig erscheinen » nur eine Stelle » nämlich den Für¬
sorgeverband » mit der Vorschußzahlung zu befassen . Aber auch ei¬
ne Bevorschussung von der Landesversicherungsanstalt hätte eine
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gleichzeitige Betreuung durch den Püreorgeverband in den Fällen
der Hilf «Bedürftigkeit nicht erübrigt , da die Renten der Landes»
Versicherungsanstalt allein für die Bestreifung des notwendigen
Lebensbedarfes nicht ausreiehien.

Nach Abgehlui des Rentenverfahrens und Zuerkennung
einer Rente wurden die vom Fürgorgeverband vorschußweise ausb er¬
zählten Beträge in Höhe der bewilligten Rente von der Landesver-
sicherungsansstalt rüekerstattet . Bis einschließlich September
1944 hatten die Bezirkswohlfahrtsäart er über den Erfolg der Er¬
stattungen gegen Sozialversloherungsfräger monatlich an die Ab»
tellung E 6 zu berichten « Mit der neuen Ocsehäfiseinteilung des
Hauptwohlfahrtsamtes aus de® Jahre 1944 die Zuständigkeit
in dieser Angelegenheit an die Abteilung E 7 « in deren Wirkungs»
bereich sämtliche Erstattungsangelegenheiten gehörten * über «, Die
Wohlfahrtsämter sandten daher die Monatsberichte über Erstattung«
angelegenheiten ab 1 . Oktober 1944 an die Abteilung E 7 «.

.) Verbesserungen in  der

Ein Erlaß des Reiohsarbeitsministers vom 20 « Mai 1941
ordnet « eine Reihe von Verbesserungen in der gesetzlichen Kran¬
kenversicherung an « Die Verbesserungen wurden für Aufgaben von
besonderer staatspolifiseher Bedeutung angeordnet und bezeichn «--
ten sich ausdrücklich als Maßnahmen zur Förderung des Arbeite»
einsatzes c

Krankenpflege wurde ohne zeitliche Begrenzung ge¬
währt * Krankengeld und unter gleichen Voraussetzungen auch Kran-
kenhauspflege konnte von der Kasse auch über die gattungsmäßi¬
ge Bauer hinaus gewährt werden * wenn nach einem vor trauen« ärzt¬
lichen Gutachten begründete Aussicht bestand , daß das Mitglied
in absehbarer Zeit wieder arbeitseinsatzfähig wurde , ferner war
die Bewilligung von Familieakr -ankenpflege nicht mehr an die
Vollstreckung einer Wartezeit geknüpft«

i sfreiung

Die Bestimmung äm § 173 , Abs « 1 ? der Reichsversi«
oherungsOrdnung in der Fassung der Verordnung des Reichsarbeits =
mini Biers vom 12 a Dezember 1939 sah- di ® Befreiung von der Ver-



- 178

sicherungspflieht jener Personen vor » die Ruhe - oder Wartegeld
oder ähnliche Versorgungsbezüge @rhlelten 0 Dazu gehörten wer Ruhe¬
geld am® der Angestelltenversicherung oder eine Invalidenpen-
sion aus der knappsehaftliehen Pensionsversicharung oder eine
Invalidenrente aus der Invalidenversicherung bezog oder wer dau¬
ernd invalide (berufsunfähig ) war ® Die Befreiung wurde nur er¬
teilt » solange der vorläufige Fürsorgeverband damit einverstan¬
den war.

Der Fürsorgeverband . Wien erteilte diese Zustimmung
regelmäßig » wenn ohne eine solare Befreiung eine Doppelversi-
oherung Vorgelegen hätte 0 Ansonsten wurde der Befreiung nur
ganz ausnahmsweise dann zugestlmmt » wenn das Einkommen des An¬
tragstellers m  einer privaten Vorsorge für den Krankheitsfall
hinrelohte®

Rentner der Invaliden -- und der Aagestelltenwersi-

oherung konnten bei Wiederaufnahme einer versieherungspfliehtt-
gen Beschäftigung ihren Antrag auf Befreiung von der Kranken-
versioherungspflieht auoh . auf die Verordnung über die Kranken¬
versicherung der Rentner vom 4 ® November 1941 stützen , in wel¬
chem Palle die Zustimmung des Fürsorgeverbandes nicht notwen¬
dig war » da solche Personen stets subsidiär den Schute der Rent¬
ner kraskenver Sicherung genossen®

aq) Umsiedlerfürsorge«

Für die Betreuung von Personen » die aus Umsiedlungs¬
gebieten in das Reich geführt worden waren » hatte der Reicnsmi-
nister des Innern bereits durch RunderlaB vom 9 ® Januar X94Q ei-
ne Sonderfürsorg ® eingerichtet » die von den Stadt - und Land¬
kreisen durchgeführt wurde®

Außer dadurch » daß es sich bei der Umeiedlerfürsor¬
ge um eine Fürsorg © aus Reiohsmitteln handelte » unterschied sie
sich von der öffentlichen Fürsorge noch durch höhere Richtsätze
für die Bemessung des laufenden Lebensunterhalts » durch die
Möglichkeit Berufsausblldungs - und Studienbeihilfen auoh für hö¬
here Schulen zu gewähren » die Bereitstellung von Mitteln für
den sich au ® der besonderen Lage der Umsiedler ergebenden Son¬
derbedarf , schließlich noch durch den weitgehenden Verzieht auf
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die Heranziehung von Familienangehörigen zum Unterhalt des be¬
dürftigen Umsiedlers und durch dem Vorrang der Umsiedlerfürsor¬
ge vor der Arbeitslosenhilfe . Aufwendungen der Umsiedlerfürsor¬
ge waren vom Unterstützten oder seinen Angehörigen nicht zu-
rüokzuerst atten.

Trotz der planmäßigen Verteilung der Utasiedierherd¬
stellen auf das gesamte Beiehsgebiet , verblieb doch einem be¬
trächtlichen Teil namentlich städtischer Umsiedlerfamilien eine
praktisch unbeschränkte Freizügigkeit bei der Wahl ihres Nie-
derl &ssungsortes im Reichsgebiet . In Wien machte sich besonders
der Zuzug von Umsiedlern aus dem Buehenland und der Dobrudseha
so stark fühlbar , daß entsprechende Vorkehrungen getroffen wer¬
den mußten , um den Umsiedlern die bei wahllosem Zuzug empfind¬
lich spürbare Wohnungsnot in Wien und die sich daraus ergeben¬
den Schwierigkeiten zu ersparen.

Einvernehmlich mit der Volksdeutschen Mittelsteile
in Berlin wurde daher bestimmt , daß eine Niederlassung in Wien
nur in Frage kam, wenn die Gemeinde Wien vorher eine Zuzugsbe¬
willigung erteilt hatte . Zur Erteilung einer solchen Zuzugser¬
laubnis war ausschließlich die allgemeine Rechtsabteilung zu¬
ständig.

Der Fürsorgeverband verhalf den Umsiedlern zu Reichs-
.Zuschüssen für die Instandsetzung von Wohnungen und zur Beistel¬
lung von Wohnungseinrichtungen «, Auf diese Wels ® erhielten zahl¬
reiche Umsiedler namhafte Kost «mbeiträge , die selbst aufzubrIn¬
gen , sie nicht imstande gewesen wären.

Das Hauptwohlfahrtsamt half umgesiedelten Versorgung »—
empfängern des öffentlichen Dienstes bei der Geltendmachung von
Unterstützungsansprüohen gegenüber deutschen Penslonsregelungs-
behörden , nah.® ihre Ansuchen entgegen und gab sie an die zu¬
ständigen Dienststellen weiter.

Lag bei Umsiedlern Anstalt »- oder Pflegebedürftig¬
keit vor , so wurden sie ln Wiener Fürsorgeanstalten unterge-
bracht . Die Kosten hiefür trug das Reich.

Abrechnungsstelle der gesamten , in der Umsiedler-
fürsorg © entstehenden , vom Reich zu übernehmenden Kosten war
das Hauptwohlfahrtsamt . Das Amt besorgte auch im Rahmen der
offenen Fürsorge die erstmalige Betreuung der Umsiedler ein¬
schließlich der größeren Aufwendungen zur Schaffung eines Haus¬
halts . Bestand darüber hinaus dauernde Hilfsbedürftigkeit de®
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Umsiedlers » so ging die Betreuung auf das nach dem Wohnort des
Umsiedlers zuständige Fürsorge ™ oder Wohlfahrtsamt der Bezirks¬
hauptmannschaft über®

Die seit September 194-4 immer zahlreicher und hefti¬
ger werdenden Luftangriffe auf Wien und die damit verbundenen
Zerstörungen brachten es mit sich » daß nur mehr bauliche In™
Standsetzungsarbeiten von dringendstem öffentlichen Interesse
durehgeführt werden konnten ® Die Instandsetzung von Wohnungen
(Maler » und Anstreicnerarbeiten c Installationsarbeiten ( &as ~ ,
Licht » Wasser ) » Neulegen und Reparatur von Fußböden » Abtragun¬
gen von gemauerten Herden und Kachelöfen und deren . Ersatz
durch sparsamere Beheizungskörper u ®dgl ») mußten vollständig
unt erb leiben®

Durch den großen Ausfall an Wohnräumen bei den Luft-
angriffen war die Zuteilung von Wohnungen an Umsiedler nicht
mehr möglich ® Es ging nur mehr darum » die Ausgebombten behelfs¬
mäßig unterzubringen®

bb ) Leihmöbelausgabe an Umsiedler®

Die Umsiedler wurden » soweit sie im Besitz einer
Wohnung waren » mit den notwendigen Möbeln versorgt ® Die Möbel
wurden durch den Reiohskommissar beschafft » die Bedarfsfest“
Stellung und Verteilung leitete die NSV„ Durch diese Regelung
wurde der Fürsorgeverband » der bis dahin die Ausgabe von Mö¬
beln auch an Umsiedler ausnahmslos besorgt hatte » bedeutend ent¬
lastet », aber alsbald stellte sich heraus » daß die Verteilung
der Möbel im Rahmen der vom Reiefeskommissar eingeleiteten Maß¬
nahmen auf empfindliche Beschaffung ®- und Fraehtsohwlerigkei-
ton stieß ® In dieser » für di ® Umsiedler sehr unangenehmen .La¬
ge » sprang der Fürsorgeverband mit einer großzügigen Leihmö¬
belaasgabe ein ® Der Umfang der Leihmöbelausgäbe war so groß»
daß in Anbetracht der sonstigen Aufgaben der Möbelstelle ihre
Lagerbestände zeitweise bis auf geringe Reserven eingesetzt
waren®

cc ) Rückwandererfürsorge«

Schon in Friedenszeiten bildete es eine besondere

Aufgabe des Fürsorgeverbandes » mit einer raschen und nachhal¬
tigen Hilfe solchen Personen beizustehen , die nach ihrem Über-
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tritt auf Reichsgebiet einer Unterstützung bedurften.
Soweit diese Hilfsbedürftigkeit innerhalb eines

Zeitraumes von einem Monat nach der Einreise , somit offenbar
nicht nur in zeitlichem , sondern auch in ursächlichem Zusam¬
menhang mit den zur Einreise führenden Umständen eintrat , be¬
standen auch eigene Vorschriften über die Ermittlung des end¬
gültig verpflichteten Pürsorgeverbendes.

Bei der Betreuung der Rückwanderer erwuchsen dem
Fürsorgeverband durchaus gleiche Aufgaben , wie sie in der Um-
siedlerfürsorge zu bewältigen waren , handelte es sich doch
gleichfalls sehr oft darum , nachhaltige Hilfe bei der Aufrich¬
tung neuer Lebensgrundlagen zu leisten.

Auf Grund eines Erlasses des Relehsministers des

Innern war von 3©dem Landes - , oder Gaufürsorgeverband eine
Dienststelle zu bestimmen , die für das Gebiet des gesamten
Ptirsorgeverbandes alle Hilfsmaßnahmen für hilfsbedürftige
Rückwanderer durchzuführen hatte . In Wien übernahm das Haupt¬
wohlfahrtsamt diese Aufgaben.

dd ) Unterstützungen an deutsche Staatsangehörige im Ausland.

Alten oder erwerbsunfähigen deutschen Staatsange¬
hörigen , die im Ausland ihren ständigen Aufenthalt hatten und
dort hilfsbedürftig wurden , wurde in der Regel die Rüokkehr in
da » Reichsgebiet nicht zugeautet , wenn sie selbst einen sol¬
chen Entschluß wegen der langjährigen Gewöhnung an ihre bis-

■ T
herigen Verhältnisse nicht fassen wollten . In solchen Fällen
vermittelten die deutschen Vertretungsbehörden eine ständige
Unterstützung des Ausländsdeutschen durch einen Fürsorgever¬
band des Reichsgebietes . Die Zuständigkeit war so geordnet,
daß die Hilfeleistung von jene ® Fürsorgeverband zu gewähren
war , der im Falle einer tatsächlichen Rückkehr des Hilfsbe¬
dürftigen in das Reichsgebiet nach den Bestimmungen der Für -*
sorgepfliohtverOrdnung endgültig verpflichtet gewesen wäre.

Wenn auch die Kriegshilfe den Fürsorgeverband we¬
gen der verhältnismäßig geringen Anzahl der Unterstützten we¬
nig belastete , kam ihr doch eine besondere Bedeutung zu . Galt
es doch , die wirtschaftliche Lage jener Personen zu verbessern,
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die durch den Krieg hart betroffen « Orden waren » für di © aber
durch andere gesetzliche Bestimmungen * insbesondere durch das
FU- Recht , nicht vorgesorgt war . Von der Kriegshilfe wurden
hauptsächlich solche Personen betreut * die wegen des Krieges
aus dem feindlichen oder neutralen Ausland in das Reich gekom¬
men waren und nicht an ihren Wohnsitz surückkehren konnten . Der
18 . Runderlaß dt ® Reichsministers d©s Inneren vom 31 . August
1944 bestimmte * daß dieser Personengruppe mit Wirkung vom 1.
September 1944 Räumungsfamilienunterhalt zu gewähren sei . Eine*
wenn auch geringe Anzahl von Personen konnte hierdurch von den
Fü- Behörden übernommen werden . Ein Zuwachs an Kriegsfailfe-

empfängern ergab isich auf Grund der verschärften Maßnahmen im
totalen Eriegseinsatz * besonders durch den Erlaß über den to¬
talen Kriegseinsatz vom 25 . Juli 1944 . Betroffen wurden dadurch
auch die Kulturschaffenden * Schauspieler * Sänger * Musiker * Ms-
ler * Bildhauer u . s .w . Für diesen Personenkreis traf der Reichs¬
minister des Inneren in seinem Erlaß vom 6 » Oktober 1944 Vorsor-

ge . Er ordnete an * daß Personen * bei denen das Arbeitsamt Pin«
satzunfähigkeit feststellte * nach den Richtlinien der Kriegs-
hilf « zu betreuen seien . Der Erlaß schrieb eine Bemessung nach
einem höheren Satz zwingend vor » womit dem Betroffenen einer
Verschlechterung der Lebenshaltung * di ® ihm auch unter Berück-
sichtigung der Kriegsverhältnisse billigerweise nicht zuzusru-
t «n war » vorgebeugt werden sollte.

Auf Vorschlag des Hauptwohlfahrtsamtes genehmigte
der Bürgermeister am 21 . Jänner 1945 auch für die Kriegshilfe,
ähnlich wie beim Familienunterhalt , einen nTabellensatz ” * der
die bisherigen Lebensverhältnisse des Unterstützten bei den
Kriegshilfeleistungea in angemessener Höhe berücksichtigte»

Der Tabellensatz war folgender?
Tabellensatz für den
HaushaltsVorstand s

Bisheriges * der Einkommen¬
steuer unterworfenes Rein¬
einkommen s

RM 600 und darüber
" 500
M 400
M 300
M
tt
M

200
150
100

RM 120
" 111

100
90
80
70
67

Für jeden Hausnaltsangehörigen über 16 Jahren betrug
di # Unterstützung auch weiterhin 34 RM und für jeden Haushalts-
angehörigen unter 16 Jahren 23 RM»
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h ) Fürsorge blinder , taubstummer und körperbehinderter
Hilfsbedürftiger.

Die nach § 6 der Reichsgrundsätze über Vorausset -»
zung , Art und Maß der öffentlichen Fürsorge dem Fürsorgeverban-
de aufgetragenen Aufgaben zur Erwerbebefähigung blinder , taub¬
stummer und körperbehinderter Hilfsbedürftiger waren innerhalb
des Hauptwohlfahrtsamtes zu einem Arbeitsgebiet zusammenge¬
faßt.

Sie wurden zusammen mit den unter Aufsicht der NSV
stehenden Selbsthilfeverbänden und Fürsorgevereinen , wie dem
Reichsdeutschen Blindenverband ( Gaübund Wien ) , dem Reichsbund
der Körperbehinderten ( Gaubund Wien ) und dem Reichsverband für
Gehörlosenwohlfahrt (Gauverband Wien ) durchgeführt.

Das planmäßige Zusammenwirken des Fürsorgeverbandes
mit diesen Selbsthilfeverbänden machte eigene amtliche Organe
(Pfleger ) entbehrlich . In den meisten Fällen war dadurch auch
eine rasche Einstellung der Hilfsbedürftigen in den Arbeits¬
prozeß möglich , was ja gerade bei körperbehinderten Personen
nur durch eine Rücksichtnahme auf alle persönlichen Umstände
des Betreuten möglich war.

Am 5o  November 1944 wurde das Vereinshaus des
Reichsdeutschen Blindenverbandes Wien II », Rotensterngasse 25
durch einen Bombentreffer teilweise zerstört , wodurch nicht
bloß die Vereinslokalitäten , sondern auch die Werkstätten
vernichtet wurden»

i
Mit Entschließung des Bürgermeisters vom 21 . Jänner

1941 wurde die Gewährung von Fahrtbegünstigungen für Kriegs¬
beschädigte , Blinde , Körperbehinderte und Kranke auf den Wie¬
ner Städtischen Straßenbahnen dem Hauptwohlfahrtsamt übertra¬
gen.

Nach den notwendigen Vorarbeiten wurden ab 1 . März

1941 die neu einlaufenden Fahrtbegünstigungsansuchen vom Haupt¬
wohlfahrtsamte behandelt , während schon früher bewilligte Be¬
günstigungen zunächst noch von der Direktion der Städtischen
Straßenbahnen verlängert wurden . Ab 1 . Februar 1942 wurden
auch die schon früher erteilten Begünstigungen nach Richtlini¬
en , die vom Bürgermeister am 2 » Dezember 1941 erlassen worden
sind , vom Hauptwohlfahrtsamte bearbeitet.

Durch die Einführung der für das ganze Reich gel-



tendan Bestimmungen ( Erlaß des Reichsaußenministers vom Jänner
1944 ) an Schwerbeschädigte des ersten und des zweiten Weltkrie¬
ges bei mindestens 70 $ iger Erwerbsbehinderung oder anerkann¬
ter Versehrtenstufe III oder IV einen Fahrtausweis ohne Rück¬

sicht auf die wirtschaftliche Lage des Kriegsbeschädigten zuzu¬
billigen , schieden ab 1 ® April 1944 zahlreiche Bewilligungsfäl¬
le , die von der Abteilung E 6 aus Wiener Fürsorgemitteln ge¬
wahrt worden waren , aus ® Dagegen erhöhte sich die Inanspruch¬
nahme durch militärentlassene Kriegsbeschädigte des neuen
Kriegseinsatzes sprunghaft ® Auch gehbehinderte Wehrmachtsange-
hörige , die zu Studienzwecken ohne Gebührnisse beurlaubt waren,
erhielten aus Wiener Fürsorgemitteln Fahrbegünstigungen®

i ) Verwaltung der Fürsorgestiftungen und der Fürsorge-
sondermittelo

Das Hauptwohlfahrtsamt verwaltete in der Berichts¬
zeit sechs selbständige Stiftungen für Fürsorgezwecke.

Die wichtigste unter diesen Stiftungen war die aus
der Zusammenlegung von 34 ehemals selbständigen Zweckvermögan¬
sehaften gebildete Vereinigte Wiener Armen- Geldstiftung . Ihr je¬
weils frei verfügbares Reinerträgnis wurde zu gleichen Teilen
von der Stiftungsverwaltung und von der NS- Volkswohlfahrt zur
Unterstützung bedürftiger und förderungswürdiger Personen ver¬
wendet®

Neben den Erträgnissen der Fürsorgestiftungen stan¬
den dem Hauptwohlfahrtsamt aus Legaten und Spenden zugunsten
der Hilfsbedürftigen Wiens stammende Sondermittel zur Verfügung.
Diese stellten zum Unterschied von den Stiftungen keine mit
Rechtspersönlichkeit bekleidete Vermögenschaften dar , sondern
einen unselbständigen Fonds , bei dessen Verwendung die Ausla¬
gen zu beachten waren , die von Vermächtnisgebern oder Spen¬
dern gemacht worden waren.

Zuwendungen einmaliger oder wiederkehrender Art wur¬
den gewährt , wenn in Grenzfällen die Voraussetzungen zu einer
Unterstützung im Rahmen der ü̂reorgepfllchtve - Ordnung und der
Reichsgrundsätze zwar nicht mehr erfüllt , dennoch aber wirt¬
schaftliche Härten beseitigt werden sollten ® So wurden Beiträ¬
ge für Erholungs - und Kuraufenthalte , für Heilbehelfe und Heil¬
mittel , Beihilfen zur Überwindung eines augenblicklichen Not-
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Stande ! , Aufbauhilfen * Geld - oder Saehaushilf en zur Gründung
eines Hausstandes gewährt.

.1) Verschied en e Vergünstigungen für Hilfsbedürftige.

aa ) Beistell ung von kostenlosen Lernmitteln.

Schulkindern bedürftiger Eltern wurden die vorge-
sehr ! ebenen Lernmittel unentgeltlich beigestellt . Hiezu gehör¬
ten neben Kindern * die selbst oder deren Eltern laufend von
der öffentlichen Fürsorge unterstützt * in Privatpflege oder in
Anstalten untergebraoht waren , auch die Kinder solcher Eltern*
deren Einkommen bestimmte Richtsätze nicht überschritt , die
jedoch wesentlich über den Richtsätzen der allgemeinen Fürsor¬
ge lagen.

Die Bewilligungen erteilten die zuständigen Fürsor¬
ge - und Wohlfahrtsämter.

bb ) Ausgabe von Bescheinigungen zur Inanspruchnahme von
Wohlfahrtsetnriehtungen.

Für eine Reihe von Wohlfahrtsleistungen waren Nach¬
weise der Hilfsbedürftigkeit im Sinne der Fürsorgepfliehtver-
Ordnung - früher sogenannte Armuts - oder Mittellosigkeitszeug¬
nisse - notwendig , so bei unentgeltlicher Verabfolgung von Op¬
tikerwaren und Ban,dagen und sonstigen therapeutischen Behelfen,
zur Befreiung von Kurtaxen , bei Antrag auf Zuerkennung bestimm¬
ter Stiftungsleistungen oder Schülerförderungsbeiträge , in Pa¬
tentangelegenheiten * zur Erlangung von Fahrtbegünstigungen oder
zur Befreiung von der Rundfunkgebühr.

• Ferner hatten die Fürsorgebehörden Nachweise der
Hilfsbedürftigkeit zur Erlangung des Armenrechts in bürgerli¬
chen Streitsachen auszustellen.

Die Angaben wurden von den Fürsorge - und Wohlfahrts¬
ämtern geprüft.

Auftragsangelegenheiten,
aa ) Maßnahmen der Reichsregierung zur Fettverbilligung

die  minde rbemittelte
für

Die mit Erlaß des Reichsarbeitsministers und des
Reiohsministers für Ernährung und Landwirtschaft vom 23 , März
1939 für die Alpen - und Donaureichsgaue angeordnete Ausgabe von
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Reiefasverbiliigungsseheinen wurde weitergeführt <>
Der Äeiehsverbilligungssehein hatte einen Wert Tön

RM 2 975 pro Kopf und Vierteljahr und berechtigte zum verbil¬
ligten Einkauf von Butter und Speisefetten aller Art ( ein¬
schließlich Speiseöl ) , ferner von läse » Wurst » Seefischen und
Fis chräueherwar en«

An der Vergünstigung nahm solche Personen teil , de¬
ren Einkommen als Ledige den Betrag von RM 10b «—, als Verheira¬
tete von BM 160 «“*, als Verheiratete mit einem Kind von HM 190 . -
und als Verheiratete mit 2wei Kindern von HM 225 «“ im Monat
nicht Überstieg » Für jedes weitere Kind erhöhte sieh die Ein¬
kommensgrenze um EM 55 »“ «

bb ) Befreiung von der Rundfunkgebühr« ,

Duroh Erlaß des Reichsarbeitsministers vom 19 « De¬
zember 1939 wurden die Bestimmungen Über die Befreiung von der
Rundfunkgebühr auch auf die Donau ™ und Alpenreiohsgaue ausge¬
dehnt « über die Befreiung von der Rundfunkgebühr aus staatspo¬
litischen und sozialen Gründen entschieden einheitlich die Be 4
airks - und Landesfürsorgeverbände«

Für die Gebührenbefreiung kamen in Betrachts
Empfänger von Versorgungsbezügen und Zivilblind ®»

Empfänger von Einsatz - Familienunterhalt und Räumungsfasailien-
unterhalt , kinderreiche Familien und minderbemittelte Personen.

Bei besonders begründeter Wirtschaftlieher Notlage
konnten auch solche Personen ausnahmsweise von der Rundfunkge-
bühr befreit werden , deren Einkommen die für jede der obigen
vier Gruppen bestimmten Grenzen um nicht mehr als 15 v,H » über¬
stieg.

Die Voraussetzungen für die Gebührenbefreiung wur¬
de von den Fürsorge - und Wohlfahrtsämtern in angemessenen Zeit-
abständen nachgeprüft«

oo ) Beihilfen zur Miete für gewerbliche Räume des
Handels«

Zur volkswirtschaftlich gerechtfertigten Erhaltung
von Handelsbetrieben , die bereits vor dem 1 , September 1939 g ®“
werbliche Räume innehatten und infolge eines kriegsbedingten TJm-
satzrückganges ihre Milt - oder Pachtverpflichtung nicht im vollen
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iusmaß erfüllen konnten » ohne die Weiterführung oder spätere
Wiedereröffnung des Betriebes zu gefährden » wurde aus Reichs-
mitteln eine Mietbeihilfe gewährte

Das Ausmaß der Beihilfe wurde so bestimmt , daß 80 v sH,

der vertragliehen Miete gedeckt waren 0 Die Beihilfengewährung
war auf den Kreis der Mitglieder der Wirtschaftsgruppe inner¬
halb der Reichsgruppe Handel - einschließlich der Garagenbe¬
sitzer - beschränkte

Neben oder an Stelle der Mietbeihilfe kam zur Behe¬

bung kriegsbedingter wirtschaftlicher Schwierigkeiten bei Ge¬
werbebetrieben des  Einzelhandels und des Handwerks die richter¬

liche Vertragshilfe nach der Verordnung vom 30 9 November 1939
sowie die Gemeinschaftshilfe der Wirtschaft im Rahmen der Ver¬
ordnung vom 19o Februar 1940 in Betrachts

Die Zuerkennung der Mietbeihilfen unter Zuziehung
wirtschaftlicher Faohdienststellen war dem Hauptwohlfahrtsamt
übertragene

4 o Familienunterhalt »

Im November 1941 fand im Reichsministerium des Inne¬

ren in Berlin eine Konferenz statt » an der auch Vertreter der
Wiener Stadtverwaltung teilnahmen » Es war das Ziel dieser Be¬

ratungen » die bis dahin sich ständig fortentwickelnden Vor¬
schriften über den Familienunterhalt zu stabilisieren » Der im

Mai 1942 erschienene Ausführungserlaß bot der Wiener Gemeinde¬

verwaltung Gelegenheit » ihren Standpunkt in zahlreichen Vor¬
schlägen zur Geltung zu bringen » die schließlich in einer
reichseinheitlichen Regelung ihren Ausdruck fanden»

Aus der Reihe der Ministerialerlasse , den hiezu er¬

läuternden eigenen Erlässen seien die folgenden wegen ihrer be¬
sonderen Bedeutung hervorgehobens

Neue Richtlinien über die Heranziehung Unterhalts¬
pflichtiger im Räumungsfamilienunterhalt|

Übernahme der Tuberkulosenhilfe durch den Familien¬

unterhaiti
Räumungsfamilienunterhalt an deutsche Staatsangehö¬

rige bei Rückkehr aus dem Ausland und den besetzten Gebieten^
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Fasill @nunterb .alt bei der Einberufung zum Volks

Wegen der gegen Ende des Krieges stets ungünstiger
werdenden Kriegslage erhielten Angehörige von Eriegsbesöldungs-
empfängern in steigendem Maße von den zuständigen Standortge-
bührnissteilen keine Zuwendungen mehr » Um in diesen zahlreichen
Notstandsfällen helfen zu können * wurde itn Amte für Familien¬
unterhalt eine Organisation zur Auszahlung von sogenannten
Überbrückungsaushilfen eingerichtet «,

b ) Personalfrageno

Die Heranbildung eines geeigneten Personalstandes
war eine der vordringlichsten Sorgen , Die großen Schwierigkei¬
ten » die sich im Anfang des Krieges ergeben hatten , weil eilige-
schulte Fachkräfte fehlten und die zu bewältigenden Aufgaben

plötzlich anstlegen » waren zwar in der Folgezeit mehr und mehr
gemildert worden » sodaß allmählich doch eine zufriedenstellen¬
de Entwicklung erreicht : werden konnte «,

Daß die Anforderungen an den einzelnen Sachbearbei¬
ter stiegen » lag nicht allein in der Zunahme der Einrückungen,
sondern auch in der erhöhten Betreuung der Angehörigen der Eln-
berufeneno Bei einer längeren Einrüokungsdauer mußten jene fa¬
milienunterhaltsrechtlichen Bestimmungen immer mehr an Bedeu¬
tung gewinnen » die den zusätzlichen Bedarf der Unterhaltsbe—
rechtigten decken sollten «,

Die perstaalrechtliehe Stellung der Sachbearbeiter
wurde für die TO- Angestellten durch einen von der Abteilung E 5
entworfenen Einstufungsplan geregelte Wesentlich schwieriger
gestaltete sich aber die Erfüllung der berechtigten Ansprüche
der im Familienunterhalt tätigen Beamtenschaft » für die es nur
in verhältnismäßig wenigen Fällen gelang » entsprechende Plan¬
stellen zu sichern «,

Ein besonderes Augenmerk wurde der fachlicher ! Schu¬
lung des Personales in den Familienunterhalts - Dezernaten zuge¬
wendet , In zahlreichen Kursen wurden die Neuzugewiesenen elnge-
sohult,
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Die Organisation der Arbeitsvorgänge,

Um der individuellen Behandlung der FU- Berechtig-
ten nach Möglichkeit freien Spielraum zu lassen , jedoch gewis-
ee Erfordernisse sicherzustellen , wurden organisatorische Re¬
former ^ und zwar in zwei Gruppen durchgeführt « Zunächst wurden
die Grundsätze der Organisation festgestellt , die in allen Be¬
zirkshauptmannschaften zu verwirklichen waren,

Als solche Grundsätze wurden festgestellts
Die Eindrücke aus der persönlichen Fühlungnahme

mit den FU- Bereehtigten mußten hei der Entscheidung mitverwer¬
tet werden ? denn nur dadurch konnten alle Möglichkeiten des
FU- Reehtes ausgeschöpft werden « Zur Verwirklichung dieses
Grundsatzes wurden die Parteien - Anträge in einem Gruppensy¬
stem bearbeitet « Aus den tüchtigsten Sachbearbeitern wurden
Gruppenführer gebildet , denen eine Anzahl von Sachbearbei¬
tern ( ungefähr 4 .) mit einer bestimmten Anzahl laufender Un¬
terhaltsfälle ( rund 1600 ) zugeteilt wurden«

Die Dezernenten wurden für die ausschließlichen

Leitungsaufgaben und die Fortbildung der Gruppenführer frei¬
gestellt «Hauptaufgabe der Gruppenführer war die Schulung und
Weiterbildung der Sachbearbeiter sowie die dauernde Überprü¬
fung ihrer Tätigkeit«

In der zweiten Gruppe des Organisationsplanes wur¬
den den Bezirkshauptmannschaften Richtlinien für die Verwirk¬
lichung der in den ersten Gruppen aufgestellten Grundsätze an
die Hand gegeben « So wurden z «B « die Aufgabengebiete der ein¬
zelnen Arbeitskräfte aufgezeigt und die Tätigkeit des Dezer¬
natsleiters klargestellt « Einen breiten Raum nahmen die Richt¬
linien über die Führung der Kanzlei ein « Die Anweisungen ent¬
hielten auch Belehrungen für den Erhebungsdienst«

Wenn auch die Durchsetzung der Grundsätze dieses
Organisationsplanes anfänglich auf Schwierigkeiten stieß , so
setzten sich schließlich doch die erheblichen Vorteile des
Gruppensystems durch«

Die Einspruchstelle hatte eine ungeheure Menge von
Kleinarbeit zu bewältigen « Es galt , den Einspruehsentscheidmv
gen erschöpfenden Inhalt zu geben und sie allgemein verständ-
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lieh zu fassen » Besonders dort » wo es aus grundsätzlichen Erwä¬

gungen nicht möglich war , Wünsche zu erfüllen , mußten dem Ein-
spruehswerber ausführlich Sinn , Zweck und Grenzen des Familien¬
unterhaltes dargelegt werden»

Nicht nur die Einspruchsache selbst wurde überprüft,
sondern auch alle vorangegangenen Bescheide » Beruhten diese auf
einer falschen Rechtsanwendung , so wurde der ganze Akt von An¬

fang an reformiert » In dieser Hinsicht erfüllte die Einspruch¬
stelle Funktionen 1 der Landesabrechnungsstelle.

Konnten aus einem Akt Mängel , sowohl rechtlicher als
auch verfalirehstechnischer Art , festgestellt werden , und war es
aus bestimmter ! Gründen nicht mehr möglich , die Entscheidungen
selbst abzuändern -, so wurden die Bezirkshauptmannschaften auf
die Mängel aufmerksam gemacht und entsprechend belehrt»

Die Zusammenfassung der erstinstanzlichen Einsprüche
in einer Zentralstelle erwies sich erfolgreich , was in der gerin¬

gen Zahl von Einsprüchen zum Ausdruck kam»
Aus rechtlichen oder grundsätzlichen Erwägungen wurde

überhaupt kein Bescheid der Einspruchstelle aufgehoben»

e ) Wirtschaftsbeihilfenreferat,

Die Rechtsvorschriften auf dem Gebiete der Wirt¬
schaftsbeihilfen und der organisatorischen Einrichtungen wurden
im Laufe des Krieges weiterentwickelt «. Bih ausführlicher Be¬
richt über die Durchführung der durch den Ausführungserlaß vom

Juli 1940 geschaffenen neuen Vorschriften gab Gelegenheit,
auf die in Wien angewendeten Methoden zur Gewinnermittlüng hin¬
zuweisen und ein zahlenmäßiges Bild über die Auswirkungen der
neuen Rechtslage zu geben « Unter anderem wurden die Fragen der
Gewerbekredite , der Anrechnung des vollen Gewinnes auf den Le-
bensbedarf und der Bezahlung der Einkommensteuer im Falle eines
Wirtschaftsbeihilfe - Bezuges aufgeworfen « Die spätere relchs-
rechtliche Regelung trug in mancher Hinsicht den vorgebrachten
Anregungen Rechnung » Kein Erfolg war jedoch bei der Behandlung
von Geschäftsstücken beschieden , wie sie bei den besonderen
wirtschaftlichen Verhältnissen , die in Wien bis . zum Jahre 1938
bestanden haben , sowie im Hinblick auf die Arisierung jüdi¬
scher Gewerbebetriebe für angebracht gehalten worden warj über
Weisung des Reichsministers des Innern mußten die Dis dahin ge-
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währten Tilgungsbeträge mit io April , 1942 eingestellt wer¬
den«

Ein Erlaß des Reichsministers des Innern 'vom 26 «VI„

1941 erforderte eine Untersuchung über die Kosten des ÄOtwen¬
digen Lebensbedarfes in Wien « Trotz der Schwierigkeiten und
grundsätzlichen Bedenken , die sich der Feststellung eines ab¬
soluten , doho  eines physischen Existenzminimums entgegenstell¬
ten , weil es einen objektiven MaiBstab für das für die Frißtung
des Lebens Erforderliche nicht gibt und auch schon infolge der
unübersehbaren Zusammenstellungsmöglichkeiten in der Auswahl
der Waren und Leistungen , die für die Bedarfsdeckung in Be¬
tracht kommen können , nicht geben kann , wurde versucht, ' ein
den wirtschaftlichen und sozialen Gegebenheiten entsprechendes
Existenzminimum annäherungsweise zu ermitteln , wobei die ein¬
schneidenden Verbrauchsregelungen dessen Aufstellung wesent¬
lich erleichterten » Von diesem Gedanken ausgehend , geläng es,
auf Grund des zusämmengeatellten statistischen Materials be¬
stimmte Annäherungswerte festzustellen » Diese Arbeit bildete
nicht nur die Grundlage für den an den Reichsminister des In¬
nern zu erstattenden Bericht , sondern auch für die Abänderung
der Fürsorgerichtsätze in Wien«

Neben diesen grundsätzlichen Arbeiten wurde noch ei¬
ne Reihe von Fragen geregelt , die sich jeweils aus der - Praxis
ergäben « So würdeh für eine Reihe von Berufsgruppen , deren be¬
sondere Verhältnisse es erforderten , Sonderregelungen getrof¬
fen«

Die Wirtschaftsbeihilfenreferate der Bezirkshaupt¬
mannschaften wurden erweitert , so zwar , daß ihnen sämtliche
Akten , in denen ein selbständiges Einkommen , sei es des Einbe¬
rufenen , sei es des Unterhaltsberechtigten verzeichnet war , zu¬
gewiesen wurden « über das eigene Tätigkeitsgebiet hinaus hat¬
ten daher die Wirtsehaftsbeihilfen - Referate auch jene Fälle,in
denen der Familijsnunterhaltsberechtigte einen Gewerbebetrieb
besaß oder ein Hausbesitz , oder Kapitalsbesitz vorhanden war,
zu bearbeiten«

f ) Arbeitseinsatz weiblicher , farniliemmt erhalte-
berechtigter Personen«

Vor eine besondere Aufgabe wurden die Referate für
den Familienunterhalt durch die Anordnungen des Führers über
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den weiblichen Arbeitseinsatz im Juni 1941 gestellt » In einer
Auflage von 80 o000 Stück wurde an die Familienunterhalt bezie-
henden Frauen und Mädchen ein Merkblatt versandt , in knapp 4 Wo¬
chen rdo 80o000Bezieherinnen des Familienunterhaltes zum Amte ge¬
laden , einvernommen und über die Bedeutung des Arbeitseinsatzes
sowie ©eine Rückwirkung auf die Bemessung des Familienunterhalts-
bezuges belehrt und entsprechende Niederschriften aufgenommen«
An das Arbeitsamt ergingen nahezu 52 „000 Meldungen , darunter al¬
lein 25 «000 freiwillige Meldungen bei der ersten Einvernahme«
Wegen Verweigerung des Arbeitseinsatzes kam es nur in 15 Fällen
zu der gesetzlich vorgesehenen Kürzung der Unterhaltsbezüge,

g ) Überprüfung der Bezirksgebarung durch
die Landeaabrechnungsstelle«

i i

Die Landesabrechnungsstellen hatten die Gebarung der
ihnen unterstehenden Familienunterhaltsstellen ständig stichpro¬
benweise zu überprüfen und über das Ergebnis zweimal im Jahre
dem Reichsminister des Innern und dem Reichsfinanzminister zu
berichten«

In einem Erlaß vom 2 « Februar 1941 übertrug der Re¬
gierungspräsident in Wien diese Aufgabe der Abteilung E 5 » die
sodann Organe für die Überprüfung bestellte «Für diese Überprü¬
fungen wurden Richtlinien ausgear 'beitet , Es ging dabei nicht bloß
darum , laufende Unterstützungsakten stichprobenweise zu entneh¬
men und zu überarbeiten , sondern auch die Organisation und die
personellen Verhältnisse des Dezernates zu überprüfen « Festge¬
stellte Mängel wurden den . Bezirkshauptmännern mitgeteilt , die
sie beheben ließen«

h ) Sonderaufgaben,

Die ständig erweiterten Vorschriften für die Be¬
treibung der Zivilbevölkerung nach feindlichen Luftangriffen und
nicht zuletzt die dabei gewonnenen Erfahrungen machten eine Zu¬
sammenfassung der auf dem Gebiete des Personenschadens ergange¬
nen Erlässe und sonstigen Vorschriften in eine Dienstanweisung
notwendig » Die Sachbearbeiter , die mit Personenschadensfällen
betraut wurden , hatten die notwendigen Maßnahmen durchzuführen
und alle Möglichkeiten der Hilfeleistung im Rahmen der gegebenen
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Bestimmungen auszuschöpfen . Dies war insbesondere bei der Aus-
Stellung von Heilfürsorgeausweisen oder der Tatbestandsberich-
te gegeben.

Im November 1943 wurde mit einer Umquartierung der
Wiener Bevölkerung aus Luftsohutzgründen begonnen . Es waren Ab¬
reisebescheinigungen auszustellen , was eine sorgfältige Orga¬
nisation in den Bezirkshauptmannschaften erforderte . Späterhin
wurden besondere Beihilfen für Familienbesuchsfahrten bei Um-
quartierungen gewährt.
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